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Der Reichstag entſcheidet heute.
Wirth von neuem zur Kabinettsbildung aufgefordert. Zentrum und Sozialdemokraten die beiden gen

Berlin, 25. Oktober. (WTB.) Der Reichspräſident
richtete heute nachmittag 5 Uhr an den Reichskanzler folgendes

Herr Reichskanzler!
Seit Wochen iſt es mein unausgeſetztes Bemühen geweſen, für

eine Verbreiterung der gegenwärtigen Regierungskoalition

ſ. e e fe der w. w. in aJThnen, e er, einig ge aß die großendie Deutſchlands auf dem Gebiete der äußeren und inneren

harren, auf einer breiten Regierungsbaſis am beſten
gelöſt werden können.

Sie, Herr Reichskanzler,
und die Verbreitern egierun

Malen als das nächſtliegende Ziel Jhrer Politik bezeichnet
alles getan, um ihr r ie Entſcheidung,

die Botſchafterkonferenz der Alliierten in der oberſchleſiſchen
hat zweifellos die h dieſes er

n mich in dieſem Beſtreben unterger un wieder

e n harebten Zieles erheblich erſchwert. bin allerdings
Meinung, daß es bei allerſeits gutem Willen und unteroranſektung der Jntereſſen des Vaterlandes

n wäre, die verbreiterte Koalition allen Bedenken

b iedene Vorgä b
erſtrebte Ziel als geſcheitert anzuſehen iſt.

um ſo bedauerlicher, als der Rücktritt des bisherigen
Beſtehen einer handlungsfähigen Regierung

genpolitiſchen Lage zu ein vingenden
eheC au ungen zudaß ſichder li en dege verwendet worden, ohne

ergeben hat.
n dieſer Not des Vaterlandes richte ich an Sie, Herr Reichs
er, die dringende Bitte, Jhre mir ne Abſagen

nurückzuziehen und unter Hintanſtellung perſönlicher Rück8 die S ung der Regierung zu übernehmen.
Tatſache, daß Sie bereits einmal in ſchwerſter Bedrängnis ſich

dem Vaterlande zur Verfügung geſtellt haben, gibt mir die Hoff
nun Sie auch diesmal dieſes Opfer bringen werden.Vn nbetracht der gegebenen Ver r vertraue ich darauf,
daß es mit Jhrer Tatkraft und politiſchen Einſicht gelingen wird,
eine R nung zu bilden, welche in ihrer W etzung die
Gewähr dafür bietet, daß ſie die nächſte der deutſchen Politik
ſtellte Aufgabe, ſowie die dringlichen Probleme der weiteren Zu-
kunft löſen kann. Jch bin in aller Wertſchätzung Jhr aufrichtig

ergebener Ebert.Der Reichskanzler erklärte ſich nach erneuter Rückſprache mit
dem Reichspräſidenten bereit, die Bildung der Regierung zu über-
nehmen.

Der Sozialdemokratiſche Parlamentsdienſt
dazu:

Richt nur die von vielen angeſtrebe große Koalition
iſt geſcheitert, auch die alte Koalition iſt in Trümmer ge-
t Wie bei dem Friedensſchluß in Weimar, ſo hat

ä

ſchreibt

ar diesmal die demokratiſche Fraktion, Deutſchlands
mmerlichſte Partei, von der Verantwortung gedrückt.
entrum und Sozialdemokraten werden, wenn nicht in

etzter Stunde noch eine Aenderung eintritt, die neue Re-
gierung bilden. Reichskanzler Wirth hat ſich ſtark gemacht,
am Mittwoch mit!ag 12 Uhr dem Reichstage ſein neues
Kabinett vorzuſtellen. Dem Parlament bleibt es dann
überlaſſen, dieſes Kabinett aus Zentrum und Sozialdemo-
kraten, die nur eine Minderheit im Reichstage ver-
treten, ſofort zu ſtürzen, oder ihm durch die Annahme
der oberſchleſiſchen Entſcheidung und durch die
Entſendung der Bevollmächtigten zu den Wirtrſchaftsper
handlungen einſtweilen ein Daſein zu ermöglichen. Man
rechnet damit, daß die neue Regierung Wirth mit Hilfe
der Unabhängigen, die ausdrücklich ihre Unterſtützung zuge-
ſagt haben, und mit vereinzelten bügerlichen
Stimmen außerhalb des Zentrums, eine ſchwache Mehrheit
finden wird.
Der Dienstag ſah im Reichstage. wo die Fraktionen

rmanenz tagten, und die Parteiführer geſchäftig in
die Wilhelmſtraße eilten zum Reichspräſidenten und zurück,
ein wirres Durcheinander, Erſt in den ſpätenAbendſtunden hob ſich durch das Verantwortlichkeitsgefühl
r n atdemokraten und des Zentrums heraus, was wer

Der Brief, den die Deutſche Volkspartei im Laufe des
Tages an den Reich-präſidenten rich ete, war eine üble
Leiſtung. Sein Jnhalt, der vertrauliche Verhandlun-
gen beim Reichspräſidenten vor die Augen der Entente
brachte, war beinahe Landesverrat, jedenfalls eine
außen politiſche Dummheit erſten Ranges.
Dabei muß man ſtark bezweifeln, ob der Entſchluß, gegen
etwaige Zwangsmaßnahmen der Entente Widerſtand
zu leiſten, bei der Deutſchen Volkspartei und den
Demokraten ſo groß iſt. wie ſie vorgeben. Bisher hat ſichs
noch immer gezeigt, daß die beſitzenden Schichten, die hinter

in

Regierungsparteien.
dieſen beiden Parteien ſtehen, am eheſten den Mut
verloren haben. Die Sozialdemokraten haben von
Anfang an abgelehnt, große Worte zu machen, hinter
denen keine Taten ſtehen können. Vielleicht wird das
nicht überall im Volke verſtanden, vielleicht neigen gefühls
mäßig manche dem ſchroffen Kein-Standpunkt der Demo-
kraten und der Volkspartei zu, wie ja auch Hunderttauſende
in den rergangenen Monaten ſich den Deutſchna. ionalen
zugewendet haben, aber das kann unſer Handeln nicht
beſtimmen. Wir wollen uns, dem Volke und der Wahr
heit treu bleiben. Deshalb haben wir uns von allen großen
Geſten ferngehalten, tragen die Verantwortung und tun
unſere Pflicht.

Dieſe Pflicht wird noch ſchwerer werden als im
bisherigen Kabinett. Dieſe Minderheitsregierung wird die
größten Schwierigkeiten vor ſich ſehen. Sie muß in Zeiten
wachſender Teuerung, ſteigender Verelendung und großer
Ent. äuſchungen im Volke an die unpopulärſte Geſetzgebung,
an ein rieſenhaftes Steuerwerk herantreten. Die zwei Re
gierungsparteien und der ihnen wohlwollende Neutrale
von links müſſen dann ihre Feuerprobe ablegen. Die Volks

und auch die Demokraten geben ihre Hoffnung auf
ie große Koalition nicht auf. Die Ausſichten für den Block

von Streſemann bis Scheidemann
geweſen als in dieſen Tagen.

Landesverrut der Vollspartei.

„Telegraphen-Union“ meldete
„Die Reichstagsfraktion der Deutſchen Volkspartei beſchloß

in der Nachtſitzung auf heute einſtimmig die Ablehnung der
Genfer Entſcheidung und der Entſendung von Sachverſtändigen.Sie wird ihren Seſchruß mit Begründung dem Reichspräſidenten

in einem Briefe mitteilen.“
Dieſer Brief lautet nach den Veröffentlichungen der National-

liberalen enDie Se der Deutſchen Volkspartei nahm geſtern abend
zu den Verhandlungen beim Reichspräſidenten Stellung. Die
Fraktion beſchäftigte ſich dabei vor allem mit der Haltung, die
von einer neu zu bildenden Regierung gegenüber der
oberſchleſiſchen Frage eingenommen werden ſoll. Die Fraktion
hat in der oberſchleſiſchen Frage unverrückt an dem Standpunkt
feſtgehalten, daß die Entſendung eines Kommiſſars zu den Wirt-
chaftsverhandlungen nach dem Wortlaut der Mantelnote die

Anerkennung der oberſchleſiſchen Entſcheidung
in ſich ſchließe, und daß daran auch durch eine Rechts
verwahrung nichts geändert werde. Die Fraktion war der
Auffaſſung. daß Regierung und Reichstag unter dieſen Umſtänden
deutlich erklären müßten, daß ſie die Bedingungen der Entente,
die uns deutſches Land entreißen und ſelbſt in dem uns verblei-
benden Oberſchleſien die deutſche Souveränität teilweiſe aufheben,
nicht annehmen können und daß dies gegenüber der En-
tente klar zum Ausdruck gebracht werden müſſſe.

Jn den Verhandlungen beim Reichspräſidenten zeigten ſich
aber in der Behandlung dieſer Frage weitgehende Mei-
nungsverſchiedenheften. Der Verſuch, für die an der
Verhandlung beteiligten Fraktionen eine Einigungsformel zu
finden, führte nicht zu einem Ergebnis das von der Deutſchen
Volkspartei als ihrem Standpunkte entſprechend angeſehen wer-
den konnte. Die Fraktion kam infolgedeſſen einmütig zu der
Ueberzeugung, daß eine Grundlage für ein dauerndes einmütiges
Zuſammenarbeiten der für die große Koalition in Ausſicht ge-
nommenen Parteien derzeit nicht gegeben ſei. Wenn der Stand-
punkt der Deutſchen Volkspartei Anerkennung finde, müſſe damit
gerechnet werden, daß
die Entente unter Umſtänden durch Zwangsmaßnahmen Deutſch
land zur offiziellen Anerkennung der oßerſchleſiſchen Entſcheidung

zu bringen verſuche.

Alle Parteien, welche die neue Regierung bilden, müßten dann
entſchloſſen ſein, dieſen Zwangsmaßnahmen gegen-
über Widerſtand zu leiſten Dieſe Auffaſſung der Deut
ſchen Volkspartei wird aber nicht von allen Parteien geteilt die
für die neue Regierungsbildung in Betracht kommen, und deshalb
beſtehe die Gefahr, daß ein jetzt gebildetes Kabinett, ſelbſt wenn
man ſich über die Formel der oberſchleſiſchen Frage einige, in
kurzer Zeit wieder zuſammenbrechen könnte, ſobald
über dieſe Frage entſtänden. Angeſichts dieſer Sachlage kann ſich
die Deutſche Volkspartei an der Regierungsbildung nicht be
teiligen. Dieſer Vorſchlag bedeutet aber
keineswegs eine Abſage an den Gedanken der großen Koalition,

dem zuliebe die in den ſtattgehabten Verhandlungen bis
ur Grenze des Möglichen nach einer Verſtändigung geſucht hat.
ie betrachtet jedoch die an ſich bedeutſamen Fragen der inneren

Politik. die bei einer Koalition zu berückſichtigen waren, nicht
vom Standpunkte einſeitiger Parteipolitik, ſondern von dem
Standpunkte aus, daß hierüber eine Verſtändigung unter allen
Umſtänden geſucht werden müſſe So hat die ſei bei den
vorangegangenen Verhandlungen ſelbſt weitgehende Vorſchläge
für Beſitz- und Spekulationsſteuern gemacht, um dadurch eine

ſind aber nie geringer

Einigung in der Steuerfrage herbeizuführen. Allepunkte aber müßten zurücktreten, wenn es ſich um v h

ſiſche Frage handelt. Hier geht es um r als Spa, hier T
es um mehr als beim Ultimatum, denn jetzt handelt es n
um Kohkenlieferungs- oder um Goldleiſtungen, ſondern esſich um deutſches Volk und deutſches Land. Wenn wir dieſe

gewaltigung mittelbar oder unmittelbar hinne dann iſt das
Ende deſſen, was man uns noch weiter an Unrecht und Gewalt
antut, nicht abzuſehen.

Deshalb konnte dieDeutſche Volkspartei in dieſer Frage nur
einer Formel zuſtimmen, die die Ablehnung deutlich ausſprach
und mußte ſich, nachdem dieſe r in dieſem Sinne nicht ge
funden wurde, von den Verhandlungen zurückziehen,

t

Die Deutſche Volkspartei hat das kurze Gaſtſpiel, das
ſie in der interfraktionellen Sitzung der Koalitionspar-
teien gab, mit einem ſchmutzigen Streich beendet. Jeder-mann weiß, daß ſolche terſegklionellen Beſprechungen,

zumal wenn es ſich dabei um Fragen der auswärtigen
Politik handelt, nicht anders als vertraulich geführt
werden können. Was für ein Zuſtand wäre es, wenn
nach ſolchen Verhandlungen jedesmal die Vertreter einer
beſtimmten Partei, weil ihnen dies und jenes nicht
paßte, vor die Oeffentlichkeit träten, um Aegßerungen,
ſalſch oder richtig, wiederzugeben, die von Vertretern an
derer Parteien im Vertrauen auf die Vertyxaulſchkeit
der Verhandlungen gemacht worden ſind Und ſchon gar,
wenn es ſich um große Schickſals fragen der aus
wärtigen Politik handelt. Die Verfaſſung erklärt die
Verhandlungen des Reichstagsausſchuſſes für auswärtige
Angelegenheiten für vertraulich, es dürfen ihnen ni
einmal Abgeordnete, die nicht Mitglieder die es Aus
ſchuſſes ſind, beiwohnen, damit ſich die Parteien hier auch
offen über Dinge ausſprechen können, deren öffentliche
Erörterung dem Reich Schaden bringen könnte. Was
für den Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten gilt,muß natürlich ſinngemäß auch für interfra elle Be

ſprechungen gelten, in denen es ſich um die auswärtige
Politik handelt.

Die Deutſche Volkspartei hat es trotzdem fertig ge
bracht, unter ſchwerem Vertrauensbruch einen Bericht über
die rertrauliche Sitzung zu veröffentlichen, die am Abend
des 24. September beim Reichskanz'er ſtattgeſunden hat.
Sie hat das getan in der parteitaktiſchen Abſicht, vor
ſchlecht unterrichteten Wählern ihre „nationale
Geſinnung“ glänzen und ſich vom ſchwarzen Hintergrund
des ſozialdemokratiſchen Verhaltens abheben zu laſſen. Eine

prachtvolle nationale Geſinnung“! S
Was in Wirklichkeit geſchehen war, geht trotzdem für

jeden denkfähigen Leſer aus der volksparteilichen Erklä-
rung klar genug hervor. Die Teutſche Volkspartei Hattein der aberſchieſiſchen Frage ein Verfahren vorgeſchlagen,

das, wie ſie ſelber ſagt, zu neuen Zwangsmaßnah-
men der Entente führen konnte. Die Sozialdemokraten
haben darauf mit rollem Recht geantwortet, daß es
gerade vom nationalen Standpunkt aus unver-
antwortlich ſei, neue Zwangsmaßnahmen gegen das
deutſche Volk zu provozieren, da eine Abwehr unmöglich
ſei. Sie e es mit Recht abgelehnt, ſich an einem
ſo gewiſſenloſen Spiel mit den Intereſſen des
deutſchen Reichs zu beteiligen, und jeder verſtändige Menſch
in Teutſchland ohne Unterſchied der Partei kann
ihnen für dieſe Haltung nur Dank wiſſen.

Die Volkspartei hat aber ihren Vertrauensbruch
begangen, um das Volk glauben zu machen, daß die
berühmte „nationale Abwehrfront“ an dem Verhalten
der übrigen Parteien, d. h. natürlich beſonders der Soziai
demokratie, geſcheitert ſei. Sie verläßt ſich darauf, daß
gedankenloſe Menſchen das Schlagwort von der natio
nalen Abwehrfront für einen rettenden Begriff halten
werden, obwohl in Wirklichkeit garnichts hinter ihm ſteckt.
Denn die Abwehr von Unrecht, das dem deutſchen
Volke angetan wird, wollen doch nicht bios die ſich groß
artig gebärdenden nationaliſtiſchen Schreier, wir wollen
ſie alle, und der Unterſchied iſt der, daß wir ernſtlich
die Intereſſen des deutſchen Volkes im Rahmen der ge
gebenen Möglichkeiten vertreten, während es den nationa
iſtiſchen Schreiern nur darauf ankommt, ſich durch eine



h echte
J N. 3 e r hb r J

unſinnige, die We des Reiches ſchädigende Phraſener er Wählerſchaft in empfehlende Erinnerung zu

ringen.
Iſt es alſo der Deutſchen Volkspartei nicht gelungen,

der Sozialdemokratie zu ſchaden, ſo hat ſie es deſto
beſſer fertig gebracht, die Intereſſen des Reiches
durch ihren Vertrauensbruch ſchwer zu ſchädigen.
Sie haben die Karten der deutſchen auswärtigen Politit
vor dem Gegner offen auf den Tiſch geworſen und damit
die ſchwere Aufgabe unſerer Unterhändler bei
den bevorſtehenden Verhandlungen noch w.iler erſchwert.
Jhre „nationale“ Politik läuft darauf hinaus, den Ver
handlungsgegner im voraus davon zu d mit
welchem Gegenzug ſein eigner Zug von deutſcher Seite
beantwortet werden oder auch nicht beantwortet werden
wird. Subjektiv haben dieſe Burſchen freilich nichts an
deres gewollt, als ihr Parteiſüppchen kochen, ob-
jektiv haben ſie eine Handlung begangen, die dem Landes-
verrat geren iſt.

So weit haben wir es alſo gebracht. Statt daß man
die Regierung Wirth in Ruhe gelaſſen und ihr die Mög-lichkeit gegeben hätte, i über die zur Wahrung
der deutſchen Intereſſen notwend gen Schritte zu beraten,
hat man ein Chaos geſchaffen, einen Scherbenhaufen, auf
deſſen Spitze nationale Waſchw. iber prahle. d aus lindern,
was in vertraulichen Beratungen über eine Schickſals-
e des deutſchen Volkes beſprochen worden iſt. Alle

cinde Deut chlands dürfen dieſem Schiuſpiel hoh lachend
zuſehen. Soweit hat es der politiſche Schwachſinn des
deutſchen Bürgertums gebracht.

Heute Reichstagsſitzung.

Berlin, 25. Oktober. (W.T.B.) Der Aelteſtenrat des
Reichstages hat die Plenarſitzung nunmehr endgültig auf
Mittwoch 12 Uhr mittags feſtgeſetzt. Das Plenum ſelbſt wird
dann entſcheiden, ob ſich weitere Sitzungen anſchließen werden
oder der Reichstag ſich bis zum Z. November vertagen foll.

Das von Dr. Wirth zu bildende v wird
ſich Berliner Morgenblättern zufolge aus Poli ikern ohne
Anſehen der Partei zuſammenſetzen, die geneigt und gutenWillens ſind, die Politik des eigetangiegs z u
unterſtützen. Das Zentrum ſowohl als auch die Sozial
demokraten haben ihren Mitgliedern des früheren Kabi-
netts freigeſtellt, in das neue Kabinett Wirth einzutreten.
Unbeſtimmt iſt noch das Verhalten der Demokraren. Der
„Voſſ. Ztg.“ zufolge ſollen von den demokratiſchen Miniſtern
r. Rathenau und Dr. Geßler bleiben, aber als

Fach und nicht als Parteiminiſter. Reichsjuſtizminiſter
Dr. Schiffer iſt vom Reichskanzler erſucht worden, das
Juſtizminiſterium r Er hat ſich ſeine Ent-
ſcheidung vorbehalten. Der bisherige Außenminiſter
Dr. Roſen ſcheidet aus dem Kabinett.
als ſicher, daß der Reichskanzler ſelbſt das Miniſterium des
Aeußern verwalten wird. r Poſten des zum ſächſiſchen
Gefandten in Berlin ernannten bisherigen Miniſters des
Jnnern Dr. Gradnauer iſt Dr. Köſter angetragen
worden, der dem Kabinett Hermann Müller kurze Zeit als
Außenminiſter angehört hat. Das Finanzminiſterium hat
der Reichskanzler dem Staatsſekretär im Finanzminiſte-
rium Dr. Zanf angeboten, der parteipolitiſch der Deut
ſchen Volkspartei angehört. Der Reichskanzler wird im
Reichstage eine Erklärung über die Politik des neuen
Kabinetts abgeben und am Schluß ſeiner Erklärung dem
Reichstage die Frage vorlegen, ob er dieſe Politik billige
oder nicht. Es wird alſo dem Reichstag überlaſſen ſein,
fich für dieſes Programm oder ein anderes zu ent-ſcheiden.

Es gilt

Was ſoll Heinze dabei?
Berlin, 25. Oktober. (W.T.B.) Der Reichskanzler hat,

nachdem er den Auftrag des Reichspräſidenten zur Bildung
der neuen Regierung angenommen hat, die Beſprechungen mit
Mitgli dern des bisherigen Kabin tts aufgenommen. Zu einer
Beſprechung der Lage hat der Reichskanzler auch den Reichs
tagsabgeordneten Dr. Heine zu ſich gebeten.

Es iſt damit zu rechnen, daß die Bildung des neuen
Kabinetts im Laufe des morgigen Vormittags zuſtande kommt,
ſodaß es ſich dem Reichstag, der morgen nachmittag um 1 Uhr
zu einer Plenarſitzung zuſammentritt, wird vorſtellen können.

Nationalſozialiſten und Erzbergermord.
Die „Münchener Poſt“ nimmt den Putſch des Exkaiſers

Karl zum Anlaß. die engen Beziehungen zwiſchen dem
Führer der bayeriſchen Nationalſozialiſten Hitler zu den
öſterreichiſchen Karliſten, zu den Erzbergermördern, zum
Polizeipräſidenten Poehner, zum Kappiſten Ehrhardt, der
im Hauptquartier der Nationalſozialiſten unauffällig

raphiert worden iſt. zum Führer des Freikorps Ober-
and Hauptmann von Keſſel, zu Dr. Ruge und W Es
udendorff aufzudecken. Als Hauptgeldgeber dieſer Mord-

clique bezeichnet unſer r r einen in Berlin woh-
nenden Amerikaner, der durch einen Großinduſtriellen zur
n. r Bewegung veranlaßt wurde.n Frühjahr d. J. wurden in einer Ausſchuß-Sitzung
der Nationalſozialiſten Pläne zur Krwern erge
beraten. Erzberger war damals zu einem Vortrag nach
München geladen, und bei dieſer Gelegenheit ſollte die
Mordtat ausgeführt werden. Man wurde ſich aber über die
Rollenverteilüng unter den Nationalſozialiſten nicht einig.
Die größten Hetzer veLngten andere Mitglieder zu der Lur
vorzuſchieben. i erren, die an dieſer Sihßung reil-
genommen haben, ſind unſerer Partei wohlbekannt. Man
hat auch einen Plan beraten zur Er nordung des Reichs
miniſters Rathenau. Zur Ausführung dieſer Tat ſollten
einige Leute nach Berlin geſchickt werden. Zum Schluß ſagt
die „Münchener Poſt“, die jetzige Regierung und die
Polizeidirektion werden beide erklären müſſen, ob ſie zu
Herrn Hitler und ſeinem Verbande ebenfalls Beziehungen
unterhalten, wie Poehner ſie mit den Kappiſten gepflegt
hat. Wir haben ſichere Anhaltspunkte dafür, daß Organe
der Staatsverwale ung im alten Sinne tätig ſind.

Verdienſte der Hohenzollecn.
Wilhelm von Doorn beſaß vor dem Kriege auch im

Ausland wertvolle Villen, Beſitzungen uſw. Neben der Be-
ſitzung Achi.l.ion auf Korfu gehörte auch die Villa Falconieri
in Frascati (Jtalien) zu dieſen ſchönen Objekten. Auf Grund
des Vertrages von Verſailles ging der Privatbeſitz aller deut-
ſchen Fürſten entſchädigungslos an die einzelnen Siegerſtaaten
über. Aber auch die fürſt.ichen, königlichen und kaiſerlichen Be
ſitzungen in den abzutretenden Gebieten wurden nach dieſem
Syſtem koſtenlos „übernommen“. Das ſind zuſammen faſt
allein bei Wilhelm dem Letzten erhebliche Objelte. Beſitzt er doch
nicht nur eine Farm in Südweſtafrika, ſondern auch große Güter
in der abgetretenen Provinz Poſen, in den abzutretenden
Teilen Oberſchleſiens und Schlöſſer, z. B. die Hohkönigsburg
im Elſaß uſw.

Der gewöhnliche Untertan wird meinen, Wilhelm werde
dieſe Verluſte zu tragen wiſſen. Wir haben ja alle für den
„herrlichen Krieg“ opfern müſſen. Zudem hat der Herr von
Doorn noch ſoviel Privateigentum, daß ihm jene Verluſte
materiell nicht allzuſehr ſchmerzen. Aber weit gefehlt.

Auf Grund des Friedensvertrages inuß die deutſche Re-
gierung den deutſchen Bürgern, denen in den abzutretenden Ge
bieten und auch ſonſt Konzeſſionen, Vermögen oder andere Be
ſitzrechte enteignet worden ſind, dieſe entſchädigen. Die
vormalige Krone iſt nun der Auffaſſung, daß ſie auch zu „den
Bürgern“ gehört, die entſchädigt werden müſſen
Gelänge es ihr, dieſen Standpunkt durchzuſetzen, dann müßte
jetzt das Deutſche Reich z. B. Wi.helm von Doorn für die ihm
eben wie die Zeitungen melden von der italieniſchen
Regierung abgenommenen Villa Falconieri in Frascati ent
ſchädigen. Auch für ſeine üsrigen Auslandsverluſte mühte
er Hunderte von Millionen Mark bekommen. Er will ſie
auch haben, er hält es für ſo ſelbſtverſtändlich, daß darüber
Beſtimmungen nicht einmal in dem inzwiſchen vom Preußiſchen
Landtag abgelehnten Vergleichsentwurf aufgenommen worden
waren. Die Hohenzollern verſtehen es, ſich Verdienſte zu
verſchaffen.

Aus der Schweiz ausgewieſen, in Ungarn interniert.
Budapeſt, 25. Oltober. (W. T.B.) Das Ergebnis der geſtri

gen Beratung der Vertreter der Großen Entente mit der
ungariſchen Regierung beſteht in dem Beſchluß, König Karl

Die Markedenterin.

Erzahlung aus der Zeit der Revrolutionstriege
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Sechſtes Kapitel.
Fs hörte dieſen Tag und die folgende Nacht nicht

auf zu ſchneien. Jedermann dachte, daß die Wege in
den Bergen dadurch unzugänglich geworden ſeien, und daß
man alſo weder Ulanen noch Republikaner mehr werde
zu ſchen bekommen. Aber ein kleines Ereignis zeigte
den Leuten die traurigen Folgen des Krieges und mahnte
ſie an das Elend dieſer Welt.

Es trat dies den Tag zuvor ein, ehe die Frau wieder
zu ſich kam, zwiſchen acht und neun Uhr morgens. Die
Küchentüre ſtand offen, um die Wärme in das Wohnzimmer
hereinzulaſſen. Jch ſtand an Lisbeths Seite, die neben
dem Herde Butter rührte, und wenn ich den Kopf drehte,
ſah ich den Onkel, der an dem weißen Fenſter ſaß, im
Kalender laf und von Zeit zu Zeit lächelte. Der Hund
Scipio ſaß neben mir aufrecht und ernſt und gähnte
melancholiſch, während ich alle Augenblicke von dem Rahm
ſchieckte, der über das Butterfaß herausquoll.

„Aber Fritzel,“ ſagte Lisbeth, „was denkſt Du denn
Wenn Du allen Rahm ißt, ſo bekommen wir keine Butter.“

Im Zimmer tickte die Uhr langſam; draußen war gänz-
liche Stille. Darüber war eine halbe Stunde vergangen,
als ſich Stimmen auf der Straße hören ließen; dann
sfinete ſich die Türe des Hausganges und ſchneebeladene
Fafe ſtampften auf den Steinplatten des Vorplatzes. Der
Bürgermeiſter Meyer trat herein, die Pubelkavpe über die
Ohren gezogen, an der vorn und hinten Troddeln hingen,
mit bereiftem Mantelktragen, die Hände bis an die Eillen-
bogen in Pelzhandſchuhen ſteckend

„Guten Tag, Herr Doktor, guten Tag,“ ſagte der dickeNann. „J- ans im Schneewetter; aber es muß eben

ſein, es muß ſein.“ Dann ſchüttelte er ſeine Handſchuhe,
die mit ſeiner Schnur um ſeinen Hals hingen, nahm ſeine
Münre ab und hab an:

„Herr Zokior, es liegt ein armer Teufel in Rehbocks
Holzfan hinter der Reiſachbenge, Es iſt ein Soldat, viel
leicht ein Korporal, vielleicht auch ein Hauptmann, ich
weih es nicht genau. Er wird ſich wohl darin verſteckt

vorläufig im Rloſter Tih any am Plattenſee zu nternie
ren. Da er ſich bedingungslos könnendie bereits gemeldeten ſieben Bedingungen, die von der
r Nchen Regierung geſtellt worden waren, als angenommen
gelten.

Bern, 24. Oktober. (W.T.B.) Der Bundesrat hat
heute beſchloſſen, die ganze Familie Habsburg und ihr
Gefolge auszuweiſen, mit Ausnahme der Perſonen, die
zur Pflege der Kinder, die in der Schweiz zurückbleiben, durchaus
S ſind. Vorausſichtlich wird a eine Dame der
Familie in der Schweiz bleiben können. Die Liſte der aus
gewieſenen Perſonen wird morgen bekanntgegeben. Jn Betracht
kommen u. a. Erzherzog Max, Biſchof Dr. Seidl, Oberſt
Kammerherr Ledochows y, Flügeladjutant von Sonntag, Haupt
mann von Bergmann und Frau, Generaldirektor von Steiner.

Neue Eyndikate.

Zwei ſehr wichtige Syndikate ſind im Entſte
griffen, nachdem die Zwangsbewirtſchaftung für ihre Er-
ausniſe aufgehoben iſt. ir hatten ſchon ichtet, daß

s Zuckerſyndikat die Intereſſenten zuſammenfaſſen wird,
um preisregelnd und den Abſatz ordnend einzugreifen.
Nach den neueren Berichten ſcheint dieſe Syndikatsbildung
unter Dach und Fach zu ſein, und die Konſumenten werden
ſehr bald erfahren, was ihnen bei dieſer neuen Zwangs-
wirtſchaft bevorſteht. Ein zweites, nicht minder wichtiges
Syndikat bildet ſich durch einen Zuſammenſchluß der Stein
ſalzwerke. Hier G indirekt ein Druck der Regierung vor,
die den Zuſammenſchluß gefordert hat, um die Jntereſſen
ten für die Verbrauchsabgabe zu einer zweckmäßigen Orga-
niſation zuſammenzuſchließen. Die Verbrauchsabgabe
führte bisher bei einer Gleichmäßigkeit zu einer harten Be
laſtung derjenigen Unternehmungen, die ungünſtig in ihrer
Produktion ſtanden und bevorzugte die beſſer geſtellten.
Die Regierung hat den Jntereſſenten nahegelegt, die Salz-
abgabe ſelbſt auf ihre Btriebe umzulegen je nach der
Lei n der Unternehmungen und dabei zugleichauch die Abſatzgebiete zu um möglichſt Frage rer
niſſe eintreten S laſſen. ir dürfen in einem Zuſtande-
kommen dieſes Salzſyndikats wohl den erſten Verſuch ſehenin der Durchführung eines Steuerſyndikats. Die Regie

rung würde dann von dem Syndikat einen beſtimmten Be
trag nach der Höhe ſeines W als Steuer fordern,
aber, wie ſchon bemerkt, die Umlage dieſer Steuer den
Intereſſenten ſelbſt überlaſſen. Jn dieſem Falle wird man
gegen dieſe Art der Steueraufbringung nichts einwenden
können. Nur ſcheint es uns verfehlt, zu glauben, daß für
alle Jnduſtrien eine ähnliche Organiſation in der Steuer
aufbringung durchführbar wäre. Jmmerhin der erſte Ver
ſuch bei einer Jnduſtriegruppe, die gewiſſe günſtige Bedin
gungen bietet, wird Gelegenheit bieten, Erfahrungen zu
ſammeln über die Ausdehnung einer ſolchen Steuerumlage
auf andere Jnduſtrien.

n be

Rollzen.

110 ſozialiſtiſche Mandate in ver Verliner Stadtverord
netenVerſammlung. Nach endgültiger Feſtſtellung erhielten
die ſozialiſtiſchen Parteien bei den Stadtverordnetenwahlew
110, die bürgerlichen 115 Mandate.

Hausſuchung bei den Kommuniſten. Auf Grund richter
lichen Erſuchens fand geſtern eine Durchſuchung in der Zen-
trale der Kommuniſtiſchen Partei in Berlin ſtatt. Hierbei ver
ſuchte der Reichstagsabgeordnete Braß einem der Poliziſten
ein beſchlagnahmtes Aktenſtück zu errgißen. Er wird ſich,
wie ſchon angekündigt wird, wegen Widerſkandes gegen die
Staatsgewalt zu verantworten haben.

Das thüringiſche Staatsminiſterium bereitet ein Notgefes
vor, nach dem der 9. November in Thüringen als geſetzlicher
Feiertag eingeführt werden ſoll. Dafür ſoll der Bußtag weg
fallen und das Reformationsfeſt in den Schulen nicht mehr
begangen werden.

Opfer der Stürme. Der däniſche Dampfer Elvſund iſt
Montag nacht mit 15 Mann Beſatzung und zwei Fahrgäſten
im Kaktegat untergegangen. An der Küſte von land
ſind mehrere Leichen an Land getrieben. Auch wird von
zahlreichen Wracks gemeldet, die an die Küſte trieben.

haben, um während des Treffens ruhig zu ſterben. Es
innß ein Augenſchein und ein Protokoll über ſeinen Tod
aufgenommen werden, ich weiß aber nicht zu verifizieren,
an was der Mann geſtorben iſt; das geht über meine
Amtsbefugnis.“ „Ganz wohl, Bürgermeiſter,“ ent-
gegnete der Onkel, der ſich erhob; „ich komme, aber wir
brauchen noch einen „Michel Fürſt ſteht
draußen,“ ſagte der ürgermeiſter, „er wartet vor der
Türe. Was das für ein Schnee iſt, was für ein Schnee!
Bis an die Knie, Herr Doktor! Das wird dem Samen
gut bekommen und den Truppen Seiner Majeſtät, die
jetzt Winterquartiere beziehen werden. Gott ſegne ſie!
Mir iſ's lieber, ſie beziehen dieſelben gegen Kaiſerslautern
zu als hier herum; man hat nie einen beſſeren Freund
in Quartier als ſich ſelber.“

Der Onkel zog ſeine Stiefel und ſeinen Wintermantel
an, ſetzte ſeine Fiſchottermütze auf und ſagte darauf: „Jch
ſtehe zu Dienſten

Sie gingen, und obwohl mich Lisbeth inſtändig bat,
da zu bleiben, ſo hatte ich nichts Eiligeres zu tun, als
mich fortzuſtehlen und ihrer Spur zu ſolgen. Es hatte
mich eine verteufelte Neugierde ergriffen; ich wollte des
Soldaten ſehen.

Onkel Jakob, der Bürgermeiſter und Fürſt wandelten
allein die ſtille Straße hin; aber wo ſie vorübergingen,
eigten ſich Geſtalten hinter den Scheiben an den Fen-ein und man hörte aus der Ferne Türen öffnen. „Da

muß was Beſonderes ne en ſein,“ dachten die Leute,
als ſie den Bürgermeiſter, den Arzt und den Flurſchügen
miteinander gehen ſahen; mehrere traten aus ihren Häu-
ſern heraus, kehrten aber, da ſie nichts entdeckten, als
bald wieder zurück.

Rehbocks Haus war eines der älteſten im Dorf, mit
Scheuern, Ställen und Schuppen, hinten rechts aufs Feld
hinans, lauter ganz bemooſte Strohdächer. Als ſie dort
angek mmen waren, traten der Bürgermeiſter, Fürſt und
der Onkel hinein in den kleinen dunklen Hausgang mit
ſern zerbrochenen Steinplatten, 3 ſchlich ihnen nach,
ie ſahen mich nicht. KFortſehung folgt.
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Kurtofellrieg.
Von der eußiſchen Landtagsfraktion wird demParlamentsdienſt“ r
Der Kartoffelkrieg geht im Lande luſtig weiter; nur

Kartoffeln ſind zu angemeſſenen Preiſen nicht zu haben.
W aller gegenteiligen Behauptungen hat der bisherige
Verlauf der gärtofſe ebatte im Preußiſchen Landtag deut-
lich die Schuld der Agrarier an den hohen Preiſen ergeben.
Der deutſchnationale Abgeordnete Krüger hat zwar alle
Schuld der Landwirtſchaft weit von ſich gewieſen und mit
ſutlicher Entrüſtung der Revolution, dem Friedensvertrag
und der Tatſache, daß die Eiſenbahn im iſt
deshalb ſoll die eſtellung ungenügend ſein), die

uld doch ſelbſt der Vertreter des Landwirt
chaftsminiſteriums hat

bahn nicht genügend Wer s geſtellt habe: Die Waggon-le lung ſei ungefähr lbe im Vorjahr. x
ie Landwirte ſind, die die Kartoffeln zurü

egie-
Dieſe Verhä i d mag Feeſe-

s über Frachten-
in den eigenen

em ſelben Oſtpreußen,en

Kartoffeln bekommen, wo ſie d

gelehnt. Der Regierungsvertreter konnte lediglich die Ein-
richtu tellen, Förderung der Produk-n dieſem gayre nichts nützen kann,

in Ausſicht ſtellen und lin empfahl er den Ab-
gen. Doch wurde ihm ſofort in

einem gehalten, daß abgeſchloſſeneVerträge nicht einmal ten worden ſind. Nachdem der
err ierungsvertreter an die Landwirtſchaft appellierttte, führte er aus, daß „auch an die Vertreter der Ver

aucherſchaft die Mahnung gerichtet werden müſſe, daß ein
eder darauf hinwirkt, nicht diejenigen Preiſe zu zahlen,
e mit Recht angegriffen werden“. Wir möchten gern

wiſſen, was der Regierungsvertreter ſich eigentlich dabei ge
hat. Nachdem er ſelbſt ſiſcpeirele atte, daß Kar-

toffeln zu a Richtpreiſen nicht zu haben ſeien,
bittet er die Verbraucherſchaft, nicht ſo hohe Preiſe zu
zahlen, um Kartoffeln zu erhalten. Das ſind billige
Redensarten, die aber keine Kartoffeln herbeiſchaffen und
die Bevölkerung kann ſich damit nicht zufrieden geben. Wir
müſſen jedenfalls verlangen, daß der Ernährungsminiſter
Hermes und der preußiſche Landwirtſchafts miniſter nunmehr
ſchleunigſt mit Zwangsmaßnahmen vorgehen, um die Be
völkerung vor der wucheriſchen Ausbeutung durch die Land
wirtſchaft zu ſchützen, da ſonſt die Gefahr beſtehen würde,
daß die Arbeiterſchaft zur Selbſthilfe greift.

Kleines Feuſletyn.

Die wahre Liebe.

Wahrer Liebe gilt bekanntlich das Seelenheil
mmer weit e als das bloß irdiſche Teil.
ſt's nun nicht beſſer, die Deutſchen im Burgenland ſterben,

Als daß ſie ſich etwa bei knallrot färben
Denn dieſes Land iſt ja eine F Republik
Und treibt vielleicht bald wieder fff ſozialiſtiſche Politik.
u 7 iſt doh tZwar ein Mörder, mmerhin Monarchiſt,

Und ſeiner weißen Banden Opfer enden
Wenigſtens unter chriſtlichen Händen.
Alſo, folgert die „Deutſche Tageszeitung“
Samt allen Blättern mit echter deutiſchvölkiſcher Leitung,
Darf man die Ungarn keineswegs vertreiben,
Nein, ſie müſſen als Herren im Lande bleiben.
Und gar die Deutſchnationale Volkspartei
Springt mit ein paar Leutnants dem blutigen Horthy bei.Sage, wurde wohl jemals, ſo lang' es ein Sentſchtum gibt,
Es mit ſo brennender Liebe gehegt und geliebt

Peter Michel.
Der Beſuch des Vorſtandes des Deutſchen Städtetages

bei der Ufa in Tempelhof.
Von den U. T. Lichtſpielen wird uns ein Bericht zur

Verfügung geſtellt, in welchem es u. a. heißt:
Die in Berlin weilenden Mitglieder des Deutſchen Städte

tages, „ungefähr achtzig an Zahl“, waren heute Nachmittag
als Gäſte der UniverſumFilm Aktiengeſellſchaft (Ufa) in
Tempelhof, um dort die Fabrikationsbetriebe der Ufa, das
Gelände, ſowie die auf dem Gelände errichteten Bauten in
Augenſchein zu nehmen. Die Beſichtigung begann mit einem
Rundgang durch die Ateliers, in denen gerade eine intereſſante
Szene aus dem neuen Ufafilm, „Se. Exzellen zvon Madagas-
kar“, mit Eva May in der Heuptrolle, vom Oberregiſſeur
Jacoby gedreht wurde. Dann begaben ſich die Herren auf das
Gelände der alten „Anna Boleyn“Stadt, auf dem inzwiſchen die
Opernhausbauten für den letzten PolaNegriFilm „Sappho“
und die holländiſchen Bauten für den Lotte-NeumannFilm
Der ewige Kamnf“ von Dr, Krac entſtanden ſind, Die

M ler Welt
Ein Millionenbetrug mit Frachtbrieſen. Einem groß

angelegten Betrug ſind Beamte der Ueberwachunggsſtelle
Stettin auf die Spur gekommen. Die Firma Wollſtein in
Magdeburg erließ vor einiger Zeit in allen größeren Zei-
tungen Jnſerake, in denen Kartoffeln in größeren Mengen
v Kauf angeboten wurden. Die Firma wurde mit Auf-
rägen überhäuft. Eine bekannte Kartoffelgroßhandels-

firma beſtellte zwanzig Waggons und ließ durch Akkreditiv
einer Bank in Brandenburg über 400 000 Mark überweiſen,
die gegen Vorlegung der Duplikatsbriefe und der nötigen
Ausweiſe gezahlt werden ſollten. Die Beträge wurden ab-

Proteſtkundgebung!
Die Genfer Entſcheidung in der oberſchleſiſchen

Frage iſt ein bitteres Unrecht. Sie wurde gefällt
nur unter dem Geſichtswinkel der Ententeinter-
eſſen. Sie kann deshalb keine ſchweigende Duldung
finden. Alle Schichten der Bevölkerung werden
durch die angedrohten Verluſte in ihren Lebens-
möglichkeiten auf das Schwerſte bedroht. Der

Verband Heimattreuer Oberſchleſter
der politiſch vollkommen neutral iſt, ruft zu einer

Maſfenkundgebung!
auf, die Donnerstag, den 27. Okftober, nachmittags

42 Uhr auf dem Hallmarkte ſtättfinden ſoll.
Der Verband richtet an ſämtliche Betriebe die
Bitte, an dieſem Tage in der Zeit von 4—-5 Uhr
zu ſchließen, um die Macht der Kundgebung zu
unterſtützen.

eholt, aber Kartoffeln hat die Firma nicht erhalten. Die
apiere waren gefälſcht. Beamte der Ueberwachunggſtelle

ſtellten feſt, daß der Prokuriſt der Firma Wollſtein,
neider, flüchtig iſt. Die Bücher ergaben, daß Schneiderauf dieſe Weiſe ſehr große Beträge erhalten hat. Wie hoch

die Betrügereien ſind, ließ ſich noch nicht feſtſtellen.
Schneefall im Thüringer Wald. Bei einer Kälte von

drei Grad fiel geſtern und heute Nacht, wie uns ein Privat-
telegramm aus Gotha berichtet, Schnee. Die Grenze des
Schneefalles reicht bis an den Gebirgsabhang.

Schiffbrüchige in der Nordſee. Die Rettungsſtation Munk-
marſch auf Sylt der Deutſchen Geſellſchaft zur Rettung Schiff-
brüchiger telegraphiert: Am 23. Oktober abends von einem
Fiſcherboot zwei Perſonen durch das Motorrettungsboot Carl
Laeiß der Station gerettet.

Jns Meer gefallen. Ein Flugzeug, das die franzöſiſche
Küſte entlang flog, fiel in der letzten Nacht ins Meer. Nach-
forſchungen waren infolge des Seegangs unmöglich.

Gewerhſchaftliches

Die Gewerkſchaften der Welt.

Die Auguſtnummer der Spree Arbeitsrund-ſchau, der Monatsſchrift des Jnternationalen Arbeitsamts,
enthält einige bemerkenswerte Zahlen, welche die gewaltige
Entwicklung der a rer Organiſation ſeit 1913
anzeigen. Die erwähnte Statiſtik beruht auf Nachweiſun
gen, welche die Gewerkſchaften den Regierungen ihrer Län-
der machten, oder die in gewerkſchaftlichen oder anderen
Blättern Ferſen iyt wurden, ſo daß ſie durchaus voll
ſtändig und verläßlich find. Jedoch iſt darauf hinzuweiſen,

kleinen, freundlichen hölländiſchen Häuſer, die nach Originalen
vom Architekten Neppach errichtet worden waren, fanden den
ungeteilten Beifall der Beſchauer. Durch die Golemſtadt
ging es dann nach dem Negerdarf auf Madagaskar, wo die
Teilnehmer des Städtetages auf der großen Freitreppe der
Reſidenz des Negerfürſten für die kommende Meßterwoche
gefilmt wurden. Nach einer kurzen Kaffeepauſe wurden von
der Kulturabteilung in den Vorführungsräumen Teile des
Städtefilms „Groß-Berlin“ vorgeführt, der demnächſt den
Anfang zu einem Filmarchiv der Stadt Berlin bilden ſoll.
Mit einigen Worten, die Direktor Grau und Jntendant
v. Gerlach an die Verſammelten über die deutſche Film-
induſtrie im allgemeinen und die Produktion der Univerſum-
Film-A.-G. (Ufa) im beſonderen richteten, ſchloß die alle
Teile ſehr befriedigende Beſichtigung. Die beiden Sprecher
wieſen mit allem Nachdruck darauf hin, daß die Fortent-
wicklung der deutſchen Filminduſtrie, die direkt und indirekt
vielen Hunderttauſenden im Deutſchen Reiche Arbeit und
Brot gibt., auf einem wirtſchaftlich kräftigen deutſchen Licht-
ſpieltheatergewerbe baſiert. Ein lebensfähiges Lichtſpielthea-
tergewerbe könne aber nur dann exiſtieren, wenn die Luſt-
barkeitsſteuergeſetzgebung der Städte nicht erdxoſſelnd auf das
Gewerbe einwirkt.

Es ſteht zu hoffen, daß die Eindrücke, die ſeitens der Stadt-
oberhäupter von dem Weſen der deutſchen Filminduſtrie durch
dieſe Beſichtigung gewonnen wurden, dazu beitragen werden,
bei der Neuberatung der Luſtbarkeitsſteuerordnungen, die
durch die Normativbeſtimmungen des Reichsrats jetzt vor
geſchrieben ſind, dahin zu wirken, daß die berechtigten Wünſche
der Lichtſpieltheaterbeſitzer Berück ſichtigung finden.

Wie Schriftſteller geſchätzt werden. Der däniſche Schriftſteller
Niels Jeppeſen hat kürzlich, wie er in der Nordisk „Forfatter Ti-
dende“ erzählt, folgendes luſtige Cerebnis pehint Als ich ſo be
richtet er, vor einiger Zeit in Kopenhagen war, ging ich eines Tages
zufällig an einem Antiquarigt vorbei und betam Luſt, hineinzu-
zucken. Jch glaubte, vielleicht die eine oder die andere Rarität in

n wohlgefllten Schränken zu finden. Da fällt mein Blick auf ein
Buch von Sophus Michagelis, und ich ſage zu dem Buchhändler:

„Jſt das nicht ein hervorrragender Künſtler““
Der Buchhändler ſchüttelte den Kopf und ſagt überzeugt

„Nein, er hat keine Zukunft. Er iſt zu großſchnauzig. Wenn ich
ihm Bücher zur Anſicht bringe, dreht er mir den Rücken zu und hält
e nicht für nätig, mir zu antworten

daß die Genauigkeit und Vo ig ver Angaben von
Land zu Land verſchieden iſt, wes in einigen Fällen
Schätzungen der Mitgliederzahlen der Gewertkſchaften ge
nügen mußten. Alle derartigen Schätzungen ſind in der fol
genden Tabelle beſonders bezeichnet, welche die geſamte
Mitgliederzahl der Gewerkſchaften in 30 Länder für die
Jahre 1913, 1919 und 1920 angibt.

1913 1919 1920Argentinien (1) 476 000 750 006Auſtralien 498 000 628 000 684 000Belgien 200 000 715 000* 920 000
Bulgarien 30 000 36 000 36 000*0Dänemark 152 000 360 000 400 000
Deutſchland 4513 000 11900 000 13 000 00
Finnland 28 000 41 000 s9 000rankreich 1027000 2500 000 2500 000
riechenland (1) 170 000 170 00022
ndien 500 000* 500 000talien 972 000 1800 000 3 100 000apan 247 000 247 000**anada V76 000 378 000 374 000

Niederlande 189 000 457 000 683 000*
Reuſeeland 72 000 83 000 83 000*2Norwegen 64 000 144 000 142 000
Oeſterreich 260 000 803 000 830 000
Polen (1) 350 000* 947 000Portugal (1) 100 000 100 000Rumänien (alt. Geb.) 10000 75 000 90 000
Rußland S 3 639 000 5 220 000Serbien 9 000 20 000 20 000**Südafrika 5 000 60 000 60 000**Spanien (1) 876 000 876 000Schweden 136 000 338 000 400 000*eiz 95 000* 200 000* 292 000Tſchechoſlowakei (1 1301 000 2 000 000
Ungarn 115 000* 212 000 343 000Verein. Königreich

(Großbrit.-Jrl.) 4 173 000 8024 000 8024 000
Vereinigte Staaten

von Amerika 2 722 000 5 607 000 5 179 000
Zuſ. (30 Länder 16 152 000 12 070 000 8 929 000

Es bemerkenswert, daß im Jahre 1919 von den ins
geſamt 42 040 000 Mitgliedern 34 061 000 oder 80 v. H. auf
europäiſche Länder entfallen. Von den 7 979 000 außereuro-
päiſchen Mitgliedern trafen 5985 000 auf Nordamerika.
Man kann auch eine ſtark ausgeprägte Häufung der Gewerk
ſchaftsmitglieder in gewiſſen Ländern beobachten; ſech
Länder, nämlich Deutſchland, Großbritannien, die Ver
einigten Staaten von Amerika, Rußland, Frankreich und
Jtalien zählten im Jahre 1919 insgeſamt nicht weniger als
33* Millionen gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiter und
Arbeiterinnen, während es in den anderen 24 Ländern
deren nur 85 Millionen u Die vier großen Jnduſtrie-
länder, Deutſchland, Großbritannien, Vereinigten Staaten
und Frankreich. weiſen zuſammen 28 Millionen Mitglieder
auf, das ſind 66 v. H. der im Jahre 1919 gezählten Gewerk
ſchaftsmitglieder aller Länder der Welt.

Der Artikel in der erwähnten Zeitſchrift gibt auch einen
Ueberblick der Entwicklung der Mitgliederzahlen der Gewerk-
ſchaften in den einzelnen in der Tabelle genannten Ländern;
und in den meiſten Fällen werden überdies die verſchiedenen
Organiſationsformen der Gewerkſchaften beſchrieben.

Aus dem Geſchäſtsverlehr.

Beſtehen Vorurteile gegen Mxgarine zu Rechts
Das vor dem Kriege vielfach beſtehende Vorurteil gegen

Margarine iſt heute kaum noch anzutreffen. Das iſt auch
gerechtfertigt, nachdem beſonders die deutſche Morgarine-
Fabrikation nur die allerfeinſten Rohſtoffe verwendet.
Die Margarine, vorzugsweiſe die Fabrikate der Firma
Bergiſch-Märkiſche Margarine- Werke F. A. Jſſerſtedt in
Elberfeld und BerlinPichelsdorf (eine der bedeutendſten und
älteſten der Branche), bieten dem Publikum jede Gewähr für
eine tadelloſe Beſchaffenheit der Ware Beſonders ſei auf die
Spezialmarke „Cobu“, eine garantiert reine Cocos-Pflanzen-
butter, aufmerkſam gemacht, worüber die Jnſerate in der
„Volksſtimme“ weiteren Aufſchluß geben. „Cobu“ eignet ſich
nicht nur zum Backen und Braten, ſondern auch zum Brot-
aufſtrich.

„Aber der da“, fahre ich fort und zeige dabei auf ein Buch von
Johannes v. Jenſen.

„Ja, der, das iſt ein feiner Kerl. Wenn ich zu ihm hinauf-
komme, bietet er mir immer eine Zigarre an und bittet mich, Platz
zu nehmen. Er iſt ſehr begabt.“

Plötzlich ſehe ich einen von meinen eigenen Romanen und frage
mit einem diplomatiſchen Lächeln:

„Hat der hier eine Zukunft?“
„Nein“, antwortete der weiſe Buchhändler Der nicht; der iſt

t o t.
Sein eigener Duellant. Ganz Paris lacht über das Revolver

duell, das nach einer Meldung des „Bon Soir“ zwiſchen zwei Jour
naliſten, Marcel Coukand und Rene d'Jrelle, wegen ernſthafter
Differenzen“ im Bois de Boulogne ſtattfinden ſollte. Ein feier-
licher Zug von Droſchken mit neugierigen Zuſchauern war an der
Stelle anweſend und ebenſo die Polizei mit einem ſtarken Aufgebot.
um den Zweikampf zu verhindern. Aber zur größten Enttäuſchung
erklärten die Sekundanten, daß das Duell nicht ſtattfinden könne,
da Herr Marell Coaulaud und Herr Rene d'Jxelle ein und dieſelbe
Perſönlichkeit ſeien und es ſich nur um eine gelungene Verſpottung
der franzöſiſchen Parade und Reklameduelle handelte.

Eine neue DürerZeichnung gefunden. Dem Britiſchen Muſeum
in London iſt es jetzt gelungen, für die einzigartige Dürer-Samm
lung ſeines Kupferſtichkabinetts eine bisher unbekannte Zeichnung
des Meiſters zu erwerben. Es iſt ein Blatt aus dem berühmten
Skizzenbuch, das Dürer während ſeiner niederländiſchen Reiſe 1520
bis 1521 mit ſich führte und in das er mit dem Silberſtift Zeich-
nungen ſorgſamſter Art eintrug. Auf dem neu aufgetauchten Blatte,
das nun nach London kam, ſind auf beiden Seiten Stilleben datk-
geſtellt. Das können die Engländer ſich leiſten. Wir ausgepowerten
Deutſchen müſſen die Ausgrabungen des Archäologiſchen Jnſtituts
in Athen wegen Mangel an Mitteln einſtellen.

zitate.

Stell dich in Reih und Glied, das Ganze zu verſtärken,
Mag auch, wers Ganze ſieht, dich nicht darin bemerken.
Das Ganze wirkt, und du biſt drin mit deinen Werken
Stell dich in Reih und Glied und ſchare dich den Scharen;
Und teilſt du nicht den Ruhm, ſo teilſt du die Tr

Friedrich Rückert.
Keine engen Egoiſten dürfen wir ſein; aber keine Phan

taſten, die für andere ſorgen und nicht an ſich ſelbſt denken,
die von Begeiſterung überfließen, wenn ſie die kommenden
Jahrhunderte anreden, und den Nachbar vergeſſen und diedie chſte Zeit perſäumen und überſtolpern. Cazlale
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Hersteller:Henkel Cie. Düsseldorf.

T. 0 0.
Donnerstag, den 27. Okibr. 1921, abends 8 Uhr.

ws 5I. Geselischatts- Konzert
ausgeführt vom

Philharmonischen Orchester
Leitune Benno PIätz.

Solist: Julius Bethage, Soloklarinettist
der Staceiskapelle Dessau.

Eintrittspreis 4 Mark. Dauerkarteninbaber frei.

W Philharmonte E. V.).
Thaliasaal Freitag d. 4. Nov. abends 8 Uhr:

J. Sonder konzertLiederabend der Heramer ängerin
Elisabethn Rethberg

von der Dresdner Staatsoper.
Franz Schubert: Die schöne Müllerin“

Am Blüthnerſtögel fHofkovell meister
Hermann Kkutrschbech- Dresden.

V Karten zu 15. 12. 10, 6 Mk. bei Hothan.

Reiner geehrten Kundschaft, Freunden und Be-
kannten zur Kenntnis, das ich unter

No. 4789
em Fernsprechnetz angeschlossen bin.
R. Falienbacher, Ko onial-Fettwaren, Angerweg
Sämtliche Bestellungen werden frei Haus geliekert

Vereins-Anzeiger
zur

Bekanntaabe ſämtlicher Veranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Harz 42/44. Fernruf 6900.
Ferner für die dem Allgem deutſch Gewerkſchafts-
vunde angeſch oſſenen Gewerkſchaften ſowie der
auf dem Boden der Abeiteibewegung ſtehenden

geſelligen Vereine.

o Donnerstag. den 27. Oktober,We ßenſels. aben s 71 Uhr im „Hermanns-

garten“ Frauen Ver ammlung. Genojſin
Röpert- Halle ipricht über den Bericht von
der Frauensonferenz in Vörlitz“. Vflicht eines
jeden Parteigenoſſen iſt es, mit ſeiner Frau zu

erſcheinen Der Vorſtand.
Merſebutg. J Se nd r e28. Oktober, abends 8 Uhr im

„Varteibüro Funktionärßtzung. Bejirks eites,Si. dungsausſcuß, alles erſcheinen.

Der Vorſtand.

feiler und Schleifer

Fussbäſſe.
Spezlalitüt:

Prima Panzer-Rern-
Chromleder

(chromlohgare Gerbung)
anerkannt erstklaseig

Fussballstfetfet, Jungmann-Hüllen,
Jugendstietel, Gummi-Blasen, pa.,

n Fausthälle,auerhalt, billig. Scnleuderbälle.
Drees, Hos en, Stutzen,Schienbdein- und J. KSchärer bio.,

Rnieschützer, Gr. Vlrichstrasse 40, I,
Eingang Kaulenberg.

Hockey- Stöcke usw. SolldeWare. Prelsllste frel.

a en eOefenin allen Ausführungen, schwarz und
emailliert, zum Heizen und Kocl en.

Koc'iherde, gubeis. Wasch-Kessel,
Rieschel's Patent- Gruden.

Christian Glaser,
Gr. Klausstr. 24. Fernruf 6138

Eine gute Un r re eu. Gold, SilberMeteall, grohe Einige
Standuhren,Zimmeruhren, 0 e I o

ein. zuverlässlg.
Wecker stark radiumhaltig

geprüft, e kauft Koldad Fürstental
n eimUhr nejter Robert-Frana-Str. 10.

Telephon 2640.

2 2 2 7Arbeitsamt Eis eben
Herreuſtraße Nr. 10, Zimmer 12. Fernſpr. 131

ſucht:
Männliche Abteilung Dachdecker. Förderleute fürKali, Frijergehilien, S ewpner. Maurer Maler Maſch nen

'ſchioſſer. Schne der. Schmiece, üngere, Stellmacher, Tiſchler,

„Tape, ierer Zimmerleute. Abt. für Landwirt chaft:Knechte, iedig Kutſchtungen, Kuhfütterer, led Schwer er.
ledig. Weibliche Abteilung Aufwartungen, Dienſt

mädaen ſü. alle Beru sarten,. Hausmädchen für Güter;
Mädchen für Haus u Stall. Mamſellen für Güter. Vflege-
rinnen. ernende, für Landesheilanſtalt, 1 Stubenmädchen
ſür Gut, Wirtſchaſterinnen.

H. schindler,
Rl. Ulrichstr. 35.

im ache.

Stellen finden.

Kammacher,

auf Horn-Frisierkämme stellt ein

Curt Kermeß, Kammfabrik,
Fichtenhainichen b. Rositz (Sachs -Alt.

Maurer und
Zimmerleute

ür hieſige u. auswärtige Bauſtellen ſof. geſucht.

Carl Lingesleben, Baugesdat,
Dryanderſtraße Nr. 34.

MloerseburegEhn Expedient und ein Austräger

ſofort geſucht,
Meldungen im Partei-Büro Lauchſtedterſtraße 30.

Lehrfräulein
aus guter Familie ſucht

C. Barthel

W Vrahhe 1. Stejge
Donnerstag, d. 27. O t.

Anlf. 7 Ed. 10, Uhr

HoflieferantenPoststrasse 9i0,

luwelen Gold ShHber.Heine fran das Fräulein

Operettenschwank
von Beutten.

Freiteg
2wangseinguartterung

O. T.
Steinweg 12.
Täglich ab 4 Uhr:

Deutsehlands

größter Kunstßlm

in
Die Tragödie des

dänischen Königs-
hauses in

7 Akten.
Ixta Nielven

in der Hauptrolle
als Hamloet.

n

Cobu“. Cotos Pflanzen Butter IARGARDIE

ärki ſche Margarinewerke

v—nu—W-Ö-WMC-f
Aelterer, tüchtiger, ſelb

ſtändiger

Aeher,
für Werk eugmacherei ſof für
dauernde Beſa äftigung geſucht

Bühriny Abtlenrerelgchat,

Landsberg, Bez. Halle.

m J Haitvare J
Damen-ſaschen

in großer Auswahl
und prima Leder

preiswert und gut

mur

h 19. i rSPARKASSE
der mittel eutschen Bauzentrae, gemein-
nützige Zentralgenossenschait für das mittel-

deutsche Baugewerbe
verz'nst Einzahlungen bei der Ann hmes'elle der
Verbandsa Kkgewerblich Genossenschaften

Halle a. Saale, Grosse Märkerstrasse 15

mit 5 Prozent.

M Grosser
I

in getragener

Herren- u. Damenkleidung,
Schuhe, Stiefel usw.

zu weilt herabgesetzten Preisen.

J. bukas, Merseburg
Seltenbeutel 3 II. e Keln Laden.

nur bei
Hugo Krasemann Halle a. S.
er fabrik -Mederlayen:

3060.

S 1910.
ele Se

billigſte Preiſe.
Schuh-Creme.

Schä te nach Maß,
beſte Qualität

Gummi Absätze.,

See A. G.Elberfeld un und Berlin Pichel e

Margarine- Vertriebs Gesellschaft
Halle a. S., Magdeburgerstr. 51.

JIerren- Hüte
kaufen Sie am vorteilhaftesten bei

Franz Zenk
Stroh und Füzhut- Fabrik

Rleiner Berlin 1--2.
Leipzigerstraße Ecke Postsetraße 1. 3
Merseburgerstr. 161 (an der Könlgstr.

enSoldstoex-aättigun

spiele, Bilderddehsr,n

Modellierdogen e

P. Wooab, eng Alb n Hentze,
Ecke Gr. San

(Café Zorn ger enüber).

h dtag früh ab J
ſtehen fo während prima

hannoverſche Ferkel und

Von
morgen

Läuferichweine
billig zum Verkauf.
Gebr. Koblberg, Halle S.

Gaſthof Goldene Roſe
Ranniſcheſtr. 19. Tel. 6842.

e Reparaturen
an Uhren

i d BVotld und
r i eiberwaren.J S owieW Schmuchzach.

übernimmt bei
o. d. Ausführ. zu normalen

Kreiſen i. Lerner,
UhrenReparatur-Werk ſtatt
Gruße Steinſtraße 85.

24 Schmeerstr. 34

gegenüber Barfüßerit o e.

Am die Binwrohnerschaft von Halle
ſeire Herrenartikel. Le pzigerftr. 14.

u peirumene

O

jtesSe
im Geſicht u. am

Körper beſeitigt raſch u.
R Zucker's Pavent-

edizinal-Serfe. Nach jeder
Waſchungm. Zuckooh-Cremo

h eWirkung, von Tauſenden de
Dkn In allen Apokh

rogerien, Parflmerie un
Friſeurgeſchäften erhältlich,W

T J

Der Genfer Beschluß über Oberschlesfen schlägt dem in der Absfimmung deuflich bekundeten Volks
wiüllen ins Gesichi.

auf, am Donnerstag, den 27. Oktober. 4',

Wir fordern zu einer Massenkundgebung gegen die

Uhr nachmiſfags auf dem Hallmarkte.

Zerreissung Oberschlesiens
Verband heimatirener Obersechlesfer.
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Haue, Mittwoch, 26. Oktober 1921. 1. Veilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang Nummer 251
Parkel Angelegenheiten.

nktionärſitzung der S. P. D. te, Mittwoch, abende h ehe eArbeiterJugend. Heute abend 8 Uhr Muſikunterricht im
Mozartheim, Weidenplan. Pünftliches Erſcheinen iſt Pflicht.

Der Vorſtand.

KFalliſcher Gewerkſchafts- und Vereinskalender.
Stzung des Gewerkſchaftskartells. Es wird nochmals auf

nerkſam gemacht, daß die für morgen, Donnerstag angeſetzte
Sitzung des Kartells im „Volkspark“ bereits 65 Uhr beginnt. Der
wichtigen Tagesordnung entſprechend wird zahlreiches und püntt-
liches Erſcheinen der Delegierten erwartet.

Die Eintrittskarten zu der 2. e en des Gewerk
(haftskartells im Stadttheater, die am 30. Oktober ſtattfindet, ſind
bereits wieder ausverkauft. Ab die Oper „Die verſunkene Glocke“
7 n dritten Male zur Aufführung gelangt, ſoll noch erwogen

GvGwuweuſlnuhustzss?Gwhaannovvhe
Halle und öhllreisorte.

Halle, 26. Oktober 1221.

Erſchwerte Kartoffelverſorgung.

85 bis 90 Pfennig das Pfund.
Die Preisprüfungsſtelle für den Regierungsbezirk Merſe

burg in Halle (Stadthaus) ſchreibt uns:
Die Kartoffelverſorgung iſt durch die Sperrung des polni-

ſchen Korridors im Oſten, den ſtarken Bedarf des deutſchen
Weſtens und die ſüddeutſche Mißernte für unſer Mitteldeutſch
land außerordentlich erſchwert. Unſere engere Umgebung iſt ja
leider immer kartoffelarm geweſen; die Verſorgung der ſtädti-
ſchen Konſumenten mußte aus den Provinzen Poſen und Oſt
preußen, zum Teil aus der Priegnitz und Mecklenburg er
folgen. Poſen ift verloren, Oſtpreußen abgeſperrt: was an
Kartoffeln zu uns kommt, iſt deshalb gering. Wenn die ein-
heimiſchen Kartoffelhändler nicht in die Lage verſetzt wer
der bei der heute beſtehenden freien Wirtſchaft mit den weſt
de. ſchen und ſüddeutſchen Einkäufern zu konkurrieren
iſt die Verſorgung bei uns geradezu gefährdet, da der Kar-
toffelerzeuger bei den gegenwärtigen Verhältniſſen ſeine
Ware den Meiſtbietenden gibt. Unter dieſen Umſtän-
den iſt ein feſter Kartoffelpreis heute leicht eine Gefahr für

den Konſumenten; nicht, was die Kartoffel koſtet, ſondern daß
Kartoffeln zu Preiſen, die nicht Wucherpreiſe darſtellen, über
ar zu haben ſind, muß das Ziel jeder Verſorgungsregelung
ein.

Die Bezirkspreisſtelle hat unter Würdigung dieſer ſchweren
Lage nach Anhörung ihrer Konſumentenvertreter einen Klein
handelspreis von 80 Pfg. für das Pfund für die Stadtgebieto
der vorigen Wache zugelaſſen und ſieht ſich veranlaßt, für die
laufende Woche von 26. Oktober bis 3. November 1921
einen Kleinhandelspreis von 85 Pfg. bis höchſtens 90 Pfg.
für beſte Sorten zuzulaſſen.

Der „Klaſſenkampf“ wieder verboten.

Die kommuniſtiſche Zeitung konnte ihren Le tgende Zuſchrift mitteilen: b ihren Leſern geſtern nur fol

n der Beilace der Nr. 243 des „Klaſſfenkampfes“ vom17. Oktober 1921 ſteht ein Artikel, überſchrieben mit: W. Edel-

ſten der Nation.“ Der Arti el macht den Staat mit den Worten
„Der freieſte der Welt“ verächtlich, bezeichnet dierepublikaniſch demokratiſche Verfaſſung als eine „Orgeſch-
Republik und verſtößt ſomit gegen S 1 der Verordnung des
Herrn Reichepräſidenten vom 28. September 1921.

Gemäß fernwündlicher Verfügung des Herrn
Regierungspräſidenten in Merſeburg vom 24. Okt.
1921 wird hiermit die periodiſche Druckſchrift „Der Klaſſenkampf“
auf die Dauer von 14 Tagen, und zwar vom 25. Oktober
bis r 7. r 1921, verboten.

as Verbot umfaßt auch jede angeblich neue periodfſcheDruckſchrift, die ſich ſachlich als die alte darſtellt. gez.: Dö 8

Wir haben noch nie gehört, daß „deutſchvölkiſche“ Zeitungen
wegen der gleichen Worte. „Der freieſte Staot der Welt“, in An
führungsſtrichen natürlich. oder wegen des Ausdrucks „Schieber
Republik verboten worden wären, trotzdem dieſe Ausdrücke in
jenen Blättegn ebenfalls nur gebraucht werden (und das ziemlich
oft), um den Staat verächt lich zu machen.

Notwendig iſt es aber unſeres Erachtens nicht. daß der
„Klaſſenkampf“ den Namen Döltz beſonders hervorhebt. weil er
einer unſerer Parteimitalieder iſt. Wir wiſſen ja, was damit be-
zweckt wird: aber ebenſogut wie man damit gegen unſeren Genoſſen
Döltz einen Vorwurf erheben will, könnte man ihn auch gegen den
Schutzmann erheben, der dem „Klaſſenkampf“ die Zuſchrift
überbracht hat. Wenn dieſer das ablehnen wollte, hätte er
ſein Amt ouittieren müſſen. Eine andere Schſußſolgerung wäre
auch Genoſſen Döſtz nicht übrig geblieben. hätte er die Verordnung
des Regierungspröſidenten nicht ausführen wollen. Den Gefallen
tun wir aber den Rechtsbolſchewiſten nicht und ſind uns dabei ſo
Fpr der Zuſtimmung eroßer Teile der kommuniſtiſchen

nhänger ſicher. die avch lieber nicht ein Mitglied der
Hakenkreualer dort oben ſitzen ſehen.

Ueberhaupt ſieht uns dieſes Verbot, wenn man ſich die ange-
führten Ausdrücke vor Augen hält als eine Jntrige rechtsvartei-
licher Anhänger aus, die nur unter einem preußiſchen Jnnen-
miniſter wie Dominicus glücken kann. Wenn auch in ſenem Arti“el
der Name Ebert in der bei den Kommunſſten üblichen Weiſe gemiß-
braucht wird, ſo müſſen wir dennoch er lären, daß wir das Verbot
als nicht für aufrecht zu erhalten anſehen.

Strafkammer.
Betrügereien.

Der Landwirt G., der ſeit zwölf Jahren verheiratet iſt,
nun aber mit ſeiner Frau in Scheidung lebt, war von
dem Tage der Trennung an wie umgewandelt. Er verübte
allerlei Betrügereien und iſt wegen dieſer Verbrechen
ſchon vorbeſtraft. Nun hat er ſich neuerdings als Inſpektor
und Verwalter großer Güter ausgegeben, und mit gefälſch
ten Blankoſchecks operiert. Er hat überall mit großer Ueber
legung gearbeitet, wenn er nun auch dem Gerichte glaubhaft
machen will daß er unzurechnungsfähiger Hyſteriker ſet,
was der Sachverſtändige entſchieden in Abrede ſtellt. Er hat
ſich durch die zahlreichen Betrügereien größere Vermögensoor
teile verſchafft. Der Staatsanwalt beantragte gegen ihn eine
hohe Gefängnisſtrafe. Das Gericht verurteilt den Angeklagten
wegen Betruges und Urkundenfälſchung zu 2 Jahren 6 Mo
naten Gefängnis und 5 Jahren Ehrverlnuſt.

Unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit wurde ge-
gen den Lagerhalter Artur G. aus Halle verhandelt, der
in 2 Fällen fortgeſetzt an Perſonen unter 14 Jahren Sitt-

lichkeitsverbrechen beging, die wegen ihrer ganz aus
nehmlich perverſen Art beſonders abſcheulich und für die Be-
troffenen gefährlich waren. Das Gericht verſagt deshalb
in Erwägung dieſer Tatſachen dem Angeklagten die Zubilli-
gung mildernder Umſtände und verurteilt ihn zu
2 Jahren Zuchthaus und 10 Jahren Ehrverluſt. Der Staats
anwalt hatte 2 Jahre 6 Monate Zuchthaus und
5 Jahre Ehrverluſt beantragt.

Schüſſe auf einen Zug.
Tauſend Mark Belohnung

für die Ermittlung der Täter.
Wie bereits bekannt gegeben wurde, ſind am 27. Sep-

tember zwiſchen Wallwitz und Nauendorf aus dem um 5.20
Uhr nachm. vom Hauptbahnhof hier abfahrenden, dem Ar-
beiterverkehr zwiſchen Halle und Könnern dienenden Zuge
zwei ſcharfe Schüſſe auf den Speiſewagen des in entgegen-
geſetzter Richtung fahrenden D-Zuges abgegeben worden. Als
Täter kommen Fahrgäſte des Arbeiterzuges in Betracht, die
über Wallwitz hinausgefahren und auf einer Halteſtelle vor
Könnern oder daſelbſt ausgeſtiegen ſind.

Für die Ermittlung der Täter hat der Herr Regierungs-
Preſrent in Merſeburg eine Belohnung von 1000 Mark aus-
geſetzt.

Sachdienliche Mitteilungen nimmt die Staatsanwaltſchaft
(zu 6 J. 2339/21)( und die Kriminalpolizei in Halle jeder-
zeit entgegen, ebenſo die für den Wohnort zuſtändige Polizei-
ver valtung oder Landjägerſtation.

Reichsverſorgungsgeſetz und Hinterbliebene.

Das Reichsverſorgungsgeſetz vom 12. Mai 1920 brachte den
deutſchen Opfern des Weltkrieges, Beſchädigten und Hinterblieoe-
nen zwar nicht die Erfüllung aller Forderungen, jedenfalls aber
eine ganz bedeutende Erhöhung ihrer vorher meiſt unzureichenden
Bezüge. Das Weg das mit Wirkung vom 1. April 1920 in
Kraft getreten iſt, konnte aus verſchiedenen Gründen erſt heuer
richtig in Vollzug geſetzt werden. Schon lange vorher wurde
jedoch alles darangeſetzt, um wenigſtens den Hinterbliebe-
nen, die am ſchwerſten unter der Not der Zeit litten, die Vor-
teile des neuen Geſetzes möglichſt bald zuzuwenden. Schon am1. Mai 1920 wurde zu ihren alten Gebührniſſen ein laufender
Teuerungszuſch a (40 vom Hundert), vom 1. Auguſt 1920
an eine weitere, nach Ortsklaſſen abgeſtufte, laufende Teue-
rungszulage (bis zu 70 vom Hundert) gewährt. Bedürftige
Hinterbliebene konnten auch durch die Fürſorgeſtellen Vor-
ſchüſſe auf die ihnen nach dem Reichsverſorgungsgeſetz zu-
de erhöhten Bezüge erhalten. Eine durchgreifende Maß-
nahme ſtellte der Erlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 28. Ok-
tober 1920 dar, der hauptſächlich für Wit wen und Waiſen
eine beſchleunigte vor läufige Umanerkennung ermög-
lichte. Da die endgültige Umanerkennung (das iſt die Ueber-
leitung der alten Bezüge in Gebührniſſe des Reichsverſorgungs-
geſetzes) meiſt längere Vorarbeiten erheiſcht, wurden einſtweilenin einem ereihſadren und abgekürzten Verfahren, in dem Für-

ſorgeſtellen und Verſorgungsbehörden zuſammenwirkten, die
nötigſten Feſtſtellungen getroffen und die Fälle nach ihrer Dring-
lichkeit geſichtet. Dann ſetzte das Hauptverſorgungsamt die neuen
Bezüge umgehend feſt und wies ſie zur ungeſäumten Zahlung an.
Jn Zvweifelsfällen wurden wenigſtens die Beträge gewährt, die
den Berechtigten unter allen Umſtänden zuſtanden.

Nachdem die dringendſten Fälle erledigt worden woren, er
folgte ſeit etwa April 1921 im Bereiche des Hauptverſorgungs-
amtes Magdeburg die vor läufige Umanerkennung auf Grund
endgültiger Fragebogen und genauer Feſtſtellungen, um die Hin-
terbliebenen ſo ſchnell als möglich in den Genuß der tatſächlich
zuſtehenden vollen Gebührniſſe zu ſetzen. Nur in einzelnen
Zweifelsfällen wurde zunächſt das Niedrige gewährt.

Endgültige berufungsfähige Beſcheide wurden und werden im
Jntereſſe der Beſchleunigung der Umanerkennungen im allgemei-
nen noch nicht erteilt, weil bei dieſem Verfahren wegen der ver-
mehrten Schreibarbeit nur die Hälfte der Fälle geleiſtet werden
könnte.

Heute ſind im Reiche insgeſamt weit über 800000 Hinter-
bliebene. ſei es vorläufig, ſei es endaültig umanerkannt und
können ſich der Bezüge des neuen Geſetzes erfreuen.

Den Hinterbliebenen ſolcher Militärverſonen, deren Dienſt-
leiſtung vor dem 1. Avril 1920 beendet worden iſt. alſo insbeſon
dere den Opfern der früheren Kriege, bringt das Altrentner-
geſetz von 18. Juli 1921 die Vorteile des Reichsverſorgungs-
geſe“es. Durch einen Erlaß des Roeichsarbeitsminiſters vom
25. Auguſt 1991 iſt Vorforge getroffen daß dieſe Hinterbliebenen.
die oft wirklich zu den Aermſten zählen, vom 1. Oktober 1920 an
vorſchußweiſe die ihnen nach dem neuen Geſetze gebührenden Be-
züge erhalten können.

Mark teurer.
Der Margarineverband E. V., Berlin, teilt mit: Jnfolge

der fortſchreitenden ſtarken Entwertung der Reichsmark iſt
die Margarineinduſtrie in die Zwangslage verſetzt, die gegen
wärtig beſtehenden Preiſe für Margarine weiter zu erhöhen.
Die Erhöhung beläuft ſich auf 5,50 Mark bis 7. Mark für
das Pfund je nach Qualität.
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Jetzt werden die armen Leute wahrſcheinlich auch noch
auf den Genuß dieſer Butter verzichten müſſen, weil auch
ſie nicht mehr zu bezahlen iſt.

Gründung einer Arbeitsgemeirſchaft für Kurzſchrft in der
Hall:ſchen Lehrerſchaft. Um nach dem Vorbilde anderer
Städte (Berlin, Magdeburg, Brieg, Liegnitz uſw.) den Kurz-
ſchriftunterricht an den halleſchen Volks und Mittelſchulen zu
fördern, war Mitte September eine Umfrage an die Lehrer-
ſchaſt ergangen. Daraufhin hatten ſich 56 Lehrer und Lehrer-
innen zur Uebernahme des Unterrichts bereit erklärt und zwar
41 nach StolzeSchrey, 14 nach Gabelsberger und 1 nach Stens-
tachygraphie. Am Mittwoch, den 19. Oktober fand eine von
Reltor Mansfeld einberufene und geleit te Verſammlung,
an der auch Stadtſchulrat Dr. Truſchel tellnahm, in der Mar-
tirſhule ſtatt. Es waren außerdem erſchienen 32 Vertreter der
Stolze-Schreyſchen und 4 Vertreter der Gabelsbergerſchen
Kurzſchrift. Nach einem Referat des Mittelſchullehrers F.
Koßwig über „Was wir wollen“, legte Lehrer Karl
Schmidt ausführliche „Richtlinien für die Einrichtung und
Leitung von Kurzſchriſtlehrgängen an den halleſchen Volks-
und Mittelſchulen“ vor, die nach eingehender Beſprechung an-
genommen wurden. Für jede Schule wurde ein Vertrauens-
mann gewählt, der für Herbeiführung eines Beſchluſſes ſeines
Kollegiums im Sinne dieſer Richtlinien eintreten ſoll. Die
Schulleiter ſollen gebeten werden, die Zahl der Schüler, die
ſich für Gabelsberger oder Stol;e-Schrey melden, bis zum 30.
Oktober dem Vorſitzenden der Arbeitsgemeinſchaſt mitzuteilen.
Die beiden Syſteme wollen den Syſtemſtreit von unferer Schule

Ziele arbeiten, unſere Jugend mit einer für das moderne Wirt
ſchaftsleben ſo unendlich wertvollen und nützlichen Fertigkeit
und Kunſt, wie ſie die Kurzſchrift darſtellt, vertraut zu machen,
Die Arbeitsgemeinſchat dient dem Zwecke gemeinſamer Aus
ſprache, der Pflege und Förderung ſtenographiſch-methodiſcher
und wiſſenſchaſt.icher Fragen. Studienrat Sellheim von
der Latina der Franckeſchen Stiſtungen ſtellte die Mitarbeit der
Lehrer an den höheren Schulen in Ausſicht und wurde als
deren Vertreter in den Vorſtand gewählt. Jm übrigen ergab
die Vorſtandswahl: Rektor Mansfeld (Vorſitzender), Lehrer
Schmidt (Schriftführer), Lehrer Hoppe (Schatzmeiſter),
Mitt:lſchullehrer Koßwig (Obmann für Stolze-Schrey), Mit
telſchullehrer Ahrend (Obmann für Gabelsberger). Beiträge
werden nicht erhoben. Anmeldungen nimmt der Vorſitzende ent
gegen.

Achtung! Handwerkmeiſter. Am Donnerstag, den 27. Oktober,
abends 8 Uhr, findet in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus eine Verſam
lung ſämtlicher Handwerksmeiſter von Halle und Umgebung ſtatt.
Tagesordnung: „Der Niedergang des Kleinhandwerks und
wie ſchützen wir uns vor ſelben.“ Referent: Schuhmachermeiſter
Emil Faber- Frankfurt a. O., Mitglied des preußiſchen
Landtages.

Sparkaſſe der Stadt Halle. Vom 1. September bis 30. Sep-
tember ds. Js. geſtaltete ſich der Verkehr wie folgt: Beſtand
der Einlagen am 31. Auguſt ds. Js. 118 471 222.60 Mark
gegen 109 621 146,25 Mark im Vorjahre. Einzahlungen vom
1. bis 30. September 40 061 844,71 Mark gegen
16 634 008,39 Mark im Vorjahre. Zuſammen 158 533 067,31
Mark gegen 126 255 154,64 Mark im Vorjahre. Rückzahlungen
vom I. bis 30. September 35 349 384,40 Mark gegen
12 740 378,27 Mark im Vorjahre. Beſtand am 30. Sep-
tember ds. Js. 123 183 682,91 Mark gegen 113514 776,37
Mark im Vorjahre.

Wem gehört der Brillantring? Ein ſehr wertvoller Bril-
lantring wurde einer Perſon abgenommen, die ihn am 17.
Oktober, abends in den Anlagen am Stadtgottesacker in
einer Tüte auf einer Bank gefunden haben will. Meldung
bei der Kriminalpolizei, Kriminalbezirk 3.

Brennender Schuppen. Geſtern nachmittags wurde die
Feuerwehr nach Brunoswarte 36 gerufen, woſelbſt in einem
Schuppen der Firma Kaeſtner u. Co., durch Kinder Feuer
angelegt war. Nach 11 ſtündiger Tätigkeit konnte die Wehr
wieder abrücken. Der entſtandene Schaden iſt bedeutend.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, abends 78 Uhr werden die
beiden muſikaliſchen Luſtſpiele „Die Abreiſe“ von d'Albert, hier-
auf „Frau Potiphar“ von Alfred Rahlwes wiederholt. Donners
tag „Meine Frau das Fräulein“, Freitag abends 8 Uhr
„Zwangseinauartierung“. Für die Sonnabend- Vorſtellung „Das
Rheingold“ ſind wiederum die beiden berühmten Bayreuther Ver
treter des Alberich und Mime, Kammerſänger Eduard Habich
und Kammerſänger Dr. Paul Kuhn gewonnen worden. Sonntag
nachmittag wird als Volksvorſtellung bei kleinen Preiſen Jbſens
Schauſfriel „Rosmersholm“ gegeben, Sonntag abend „Das Drei-
mäderlhaus“.

Freie Volksbühne Halle. 1. Aufführungsreihe, ThaliaThe
ate Nathan der J Spieltage: L.: Mittwoch, den 26., M:
Montag, den 31. Oktober.

Joſeph Krahé, der beliebte Heldendarſteller am Stadttheater
der nach ſeinem Austritt am Schluß der vorigen Svielzeit na
Altenburg überſiedelte, iſt jetzt nach erfolgreichem Gaſtſpiel als
„Fauſt“ für das erſte Heldenfach an das Leipziger Schauſpielhaus
verpflichtet worden.

Zweiter CzerninVortrag. Nachdem Herr E. v. Czernin am
letzten Sonnabend ſeine Zuhörer in ſo überzeugender Weiſe zu
feſſeln verſtand, wird er heute, Mittwoch, im Logenſaale (Parade
platz) einen zweiten Vortrag halten mit dem Thema: „Okkulte
Philoſophie als Religion der Zukunft.“ Karten in der Hofmuſi
kalienhandlung von Heinrich Hothßn.

Zoologiſcher Garten. Morgen, Domwnexstag, abends 8 Uhr,
findet das 1. Geſellſchaftskonzert ſtatt. Der Dirigent, Benng
Plätz, hat auch diesmal wieder ein ausgewählktes Programm zu
ſammengeſtellt. Als Soliſt wird der von einigen Wittekind
Abendkonzerten beſtens bekannte SoloKlarinettiſt Julius
Vethage von der Staatskapelle Deſſau mitwirken.

Könnern (S.). Mitgliederverſammlung der S. P.
D. Am Sonnabend fand die Mitgliederverſammlung des
hieſigen Ortsvereins ſtatt. Zum erſten Punkt teilt der Vor
ſitzende verſchiedene geſchäftliche Sachen mit, unter andern
wies er nochmals auf die Beitragserhöhung hin. Sodann
erteilte Genoſſe Schlüter der Genoſſin Röpert- Halle das
Wort zum Bericht des Parteitages von Görlitz. Jn 11/,ſtün
digem, vorzüglichen Bericht machte Genoſſin Röpert die zahl
reich Erſchienenen auf die wichtigſten Beſchlüſſe des Partei
tages aufmerkſam. Ganz beſonders ging ſie auf die Reſolution
des Parteivorſtandes ein, ſowie auf das Görlitzer Partei
Programm. Es entſtand nun eine ſehr lebhafte Debatte
an der ſich die Genoſſen Bürger, Werner, Ecke, Schlüter,
Dietzſch und noch einzelne beteiligten. Hauptgegenſtand der
Ausſprache war die heißumſtrittene Vorſtandsreſolution und
das neue Programm. Genoſſe Werner meinte, das unter
allen Umſtänden der Parteivorſtand es für nötig halten
mußte, ſeine Reſolution den Mitgliedern im Bezirk vor dem
Parteitag zur Stellungnahme zu übergeben. Genoſſe Schlüter
ſprach ſich dafür aus, daß man den führenden Genoſſen, welche
jeden Tag in der praktiſchen Arbeit drin ſitzen und die Sache
doch vom höheren Standpunkt beurteilen können, etwas mehr
Vertrauen entgegen bringt, das hat ja auch die einſtimmige
Wiederwahl des Parteivorſtandes bewieſen.

Jm Allgemeinen ging die Meinung der einzelnen Redner
dahin, daß vor allem verſucht werden müßte, die Unabhängigen
mit in die Koalition einzubeziehen. Zu dem neuen Pro-
gramm wurde geſagt, daß es, trotzdem es in ſo kurzer Zeit
geſchaffen wurde, weſentlich beſſer ſei, als der erſte Entwurf
und uns im Kampf eine ſtarke Waffe ſein werde. Nach einem
Schlußwort der Genoſſin Röpert und nach Beantwortung ver
ſchiedener Anfragen wurde die von gutem Geiſt beſeelte Ver
ſammlung vom Vorſitzenden mit kräftigen Worten und mit
der Aufforderung, dieſen Geiſt in die Reihen der uns noch
fernſtehenden zu tragen, in ſpäter Stunde geſchloſſen.

Für die Opfer der Kataſtrophe in Oppan

uittieren wir hiermit folgende Beiträget Ergebnis Liſtenſammlung des Genoſſen Huſchebeck
Zeitz 185. Mark.3 Durch Genoſſin 17 180.-- Mark.

Um Äblieferung der im Umlauf befindlichen Liſten und weh.
tere Beiträge erſucht Verlag Volksſtimme G. m. b. H.

Voransſichtliches Wetter. Donnerstag: Wechſelnd

fernhalten und in voller Einmütigkeit an dem gemeinſamen
mit etwas Niederſchlägen und etwas ſinkender Temperatur
ſtarkem Winde. Später heiter und kälter,
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veamtenſorderungen.

Das Provinzialkartell Sachſen des Beamkenbundes
elt am 15. und 16. Oktober eine Tagung in Magdeburg ab. Das

Provinzialkartell zählt r 000 Mitglieder, die in 140rtstkartellen organiſieri ſind. Aus dem Bericht des Vorſitzenden
über die ar. für die Provinz Sachſen war
erſichtlich, mit welchen ierigkeiten die Beamtenvertreter in Ber-
lin z a nege hatten. e n der laſen und Wegfall
jeglicher Staffelung, das iel, das erſtrebt werden muß. Jn
einem einſtimmig zur Annahme gelangten Antrag verlangt die

eamten t der Provinz, daß das zum 1. Oktober in Ausſicht ge
[lte Geſetz über die endgültige Ortsklaſſeneinteilung ſofort fert ggeſtellt und zur Vera edung gebracht werde. We der Verſuch,

dieſem Geſetz rückwirkende Kraft nehmen zu wollen, wird mit Ent
ſchiedenheit bekämpft werden. Ablehnend dagegen verhielt man
ſich zu einem Antrag, zu verlangen, daß die durch die Regierungs-
vorlage höher uften Orte auf dem Wege der Verordnung ſo

leich in den Genuß der RNachzahlungen gelangen ſollen, nachdem
as Geſetz dem Reichstag zugegangen iſt. Ferner wurde der Vor

ſtand beauftragt, die nö—tigen ritte zu ergreifen zur Einſetgung
eines Arbeitsausſchuſſes, der in den ländlichen Kreiſen Lehrgänze
zur Aufklärung der Beamtenſchaft in gewerkſchaftlichen, wirtſchafts
politiſchen und beamntenrechtlichen Fragen organiſiert.

Jm Anſchluß an die Referate des Regierungsrats Dietrich
(Kaſſel) über die Ortsklaſſenfrage und des Bundesdirektors Rem-
mers über die Politik des Deutſchen Beamtenbundes wurde dem
Vorſtand eine nJarena zur Erledigung übergeben, in der die
Beamtenſchaft fordert, bei Feſtlegung der Einkommensbezüge ge-
nügend beachtet zu werden. Sie hielt feſt an den Forderungen des
Deutſchen Beamtenbundes, die nur ein Mindeſtmaß darſtellen, und
verlangt Vertretung dieſer Forderungen mit allen gewerkſchaft-
lichen Mitteln Namentlich verlangt die Beamtenſchaft Berück
ſichtigung der beſonderen Notlage der untern Beſoldungsgruppen
und Wegfall der Staffelung der Teuerungszuſchläge und Kinder
zulagen nach Ortsklaſſen.

Wir fragen
Am Dienstag hat in Halle eine vom Landbund ein

berufene Verſammlung der Land und Kleinſtadtbeamten ſtatt-
gefunden. Zur Diskuſſion wurde dort die Beſoldungsfrage
der Land und Kleinſtadtbeamten erhoben. Trotzdem die Deutſch
nationalen ſich gerade in den entſcheidenden Sitzungen im
Plenum des Parſlamentes, wie in den einzelnen Kommiſſionen
für eine beſonders günſtige Staffelung der höheren Beamten-
gruppen einſetzten und dabei natürlich die mindeſtens eben
ſo großen Lebensrechte der unteren und mittleren Beamten
vergeſſen haben. Trotz der ſchönen Agitationsreden eines
Rektor Hermann ſind die Deutſchnationalen (die Vertrauten
des Landbundes) nicht für eine erforderliche Erfaſſung des
Beſitzes zu den Steuerlaſten eingetreten. Sie machen es
daher dem Staat unmöglich, auch ſeine Beamten würdiger
zu bezahlen. Außerdem haben dieſelben Leute ja nicht ein
mal das beſtehende Budget bewilligt und ſind daher auch
ernſtlich als Kritiker nicht in Betracht zu ziehen. All dieſe
Fragen ſind natürlich in der betreffenden Landbeamtenwer-
ſammlung nicht aufgerollt worden. Zweck dieſer Verſamm-
lung iſt geweſen. den Beamtenbund zu ſprengen, die Land
beamten zum Anſchluß an den Landbund zu bringen und dem
Abgeordneten HermannFriedersdorf, ſein Mandat für den
Landtag zu ern. Zu dieſer Verſammlung iſt nun von
der hohen Regierung in Merſeburg auf dem Dienſtweg durch
die Kreisſchulinſpektoren eingeladen worden. Dabei iſt auch
von der Portoablöſung (Dienſtmarken) Gebrauch gemacht wor
den, und den Lehrern bereitwilligſt Urlaub erteilt worden.

Wir fragen die Regierung in Merſeburg, ob ihr etwas von
dieſem Mißbrauch der ſtaatlichen Einrichtungen h r iſt.

A. w. g.

Merſeburg Querfurt Weißenfels Zeitz
Weißenfels. Frauenverſammlung. Donnerstag, den

27. Oktober, abends 7 Uhr findet im Reſtaurant „Her-
mannsgarten“ eine FrauenMitgliederverſammlung ſtatt, in
welcher Genoſſin Roppert-Halle den Bericht über die Frauen-
konferenz in Görlitz erſtatten wird. Pflicht eines jeden Par-
teigenoſſen iſt es, mit ſeiner Frau zu erſcheinen, denn gerade
in Weißenfels liegt die Frauenbewegung noch ſehr im argen.
Jn letzter Zeit läßt der Beſuch der Mitgliederverſammlungen
viel zu wünſchen übrig, vor allem iſt das von den Frauen
zu ſagen. Genoſſen, das muß anders werden, es iſt nicht nur
mit der Beitragsleiſtung abgemacht. Nein, jedes Mitglied
hat die Pflicht, für die Partei bezw. für den Ortsverein zu
werben und dazu gehört vor allem der Beſuch der Mitgliederverſammlung. Pacn nochmals, Genoſſen, ſorgt, daß eure
Frauen zu dieſer Verſammlung erſcheinen

Vottendorf: Oeffentliche Verſammlung. Am
Sonntag, den 23. Oktober, ſprach hier der Genoſſe Landtags
abgeordneter Dreſcher, Halle, über die politiſche Lage.
Redner verwies gleich zu Anfang ſeiner Ausführung auf den
erfolgten Rücktritt der Reichsregierung, wovon die Anrweſen-
den wenig erbaut waren. Dieſelbe Stimmung zeigte ſich,
als der Referent die Oberſchleſiſche Frage behandelte. Auch
die Kartoffelnot und die Steuerfragen waren kein angenehmer
Beratungsſtoff. Scharf kritiſierte der Redner die Steuer-
ſcheu der Beſitzenden und beleuchtete kurz die heutigen Ein-
kommeneverhältniſſe des früheren Kaiſers. Mit größter Auf-
merkſamkeit folgten die Anweſenden dem Vortrag, deſſen Sach-
lichkeit und Wärme einen guten Eindruck hinterlaſſen hat.

Naumburg--Eckartsberga.
Naumburg. Arbeiter Samariter-Kolonne.

Mittwoch, den 26. Oktober, abends 28 Uhr, findet im
Reſtaurant zum goldenen Hahn unſere Monatsverſammlung
ſtatt. Die Mitglieder werden gebeten, pünktlich und voll
zählig zu erſcheinen, da eine ſehr wichtige TagesOrdnung
vorliegt. Die für heute angeſetzte Uebungsſtünde fällt der
Berſammlung halber aus.

Mansfelder Kreiſe-Sangerhaufſen.
Die Auszahlung der Tenernngszuſchüſſe an Kriegsbeſchädigte.

Von der Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte und Kriegs-
hinterbliebene des Mansfelder Seekreiſes wird uns geſchrieben:

Die Auszahlung der Teuerungszuſchüſſe an Schwerbe-
ſchädigte und Kriegshinterbliebene, gemäß Erlaß im Reichs-
verordnungs-Blatt 1921, Nr. 1048, kann für den Mansfelder
Seekreis erſ Anfang November 1921 erfolgen. Den Emp-
fangsberechtigten werden dann die Teuerungszuſchüſſe für die
Monate Auguſt bis einſchließlich November 1921, alſo
für 4 Monate, in einer Summe im Poſtſcheckwege zugeſtellt.
Die Verzögerung in der Auszahlung iſt einesteils darauf
zurückzuführen, daß der Perſonenkreis durch den Nachtrags-
erlaßz des Reichsarbeitz miniſteriums vom 10. Oktober 1921

dine bedeutende Erweikerung erfahren hat und anderenteils
bei Verzügen von den betreffenden Kriegsbeſchädigten und
Kriegshinterbliebenen der Fürſorgeſtelle eine Mitteilung da
rüber nicht gemacht worden iſt. Im letzteren Falle haben
ſich über die in Frage kommenden Kriegsbeſchädigten und
Kriegshinterbliebenen umfangreiche Feſtſtellungen notwendig
gemacht, welche bisher noch nicht ganz zum Abſchluß ge-
kommen ſind. Aus dieſem Grunde werden ſämtliche Kriegs
beſchädigte und Kriegshinterbliebene gebeten, künftig jede
Wohnungseveränderung, ſofern der Wohnſitz an einen anderen
Ort verlegt wird, der Fürſorgeſtelle mitzuteilen. Dieſe
Benachrichtigung erfolgt nur deshalb, um Be-
unruhigungen über die Auszahlung der Teue-
rungszuſchüſſe in den Kreiſen der Kriegs-
hinterbliebenen des Mansfelder Seekreiſes
vorzube nungen.

Eisleben. Die Fortbildungsſchule und die Hand-
werksmeiſter. Einenſtürmiſchen Verlauf nahm eine
am Montag abend im Sitzungsſaale des Rathauſes einberufene
Konferenz des gewerblichen r m mit denVertretern des Handwerks. Die Unterlage der Verhandlungen
ſollte abgeben die in voriger StadtverordnetenSitzung nochmal
W r ung. Die Handwerksmeiſter lehnenieſe Vorlage glattweg ab. Das war auch der Charakter, der in

ausgeprägter Form in jener Sitzung ſich ofſenbarte. Der Klempner-
meiſter und Stadtverordnete Krone gilt als der Wortführer in
dieſem Sinne, der ſich in der letzten Stadtverordnetenſigung darüber
beſchwerte, daß das Handwerk nämlich er nicht gefragt ſei.
Es war bei der vorhandenen Stimmung ohne weiteres klar. daß
auch in dieſer in vit Er r es zutage gefördert werden
würde. Als der Gedanke der Berufsſchule erörtert werden ſollte,
kam es zum Platzen. Die Sitzung flog auf. Als ſchließlich einige
Handwer!smeiſter doch noch im Saal bleiben wollten, rief Herr
Krone: „Wollt Jhr Eurem Führer nicht folgen!“ RNa, man kann
ſchließlich mal „tolerant“ ſein. Herr Krone muß ja wiſſen, daß ereine geborene Führernatur iſt wohlan es ſei ob er ſich ſelbſt
in der Situation wohl befindet, iſt zu bezweifeln. Die
heutige Stadtverordnetenſitzung entſcheidet!

Eisleben. Erhöhung der Sachbezüge! Vom Ver-
ficherungsamt geht uns eine Bekanntmachung zu, wonach mit dem
1. Oktober der Wert der Sachbezüge erhöht wird. Für unſere
Stadt ſind folgende Sätze feſtgeſezt: Jn Gruppe 1 der Ver-
ſicherten, vom Betriebsbeamten bis zur Haushälterin: Beköſti-
gung pro Tag 7,75, pro Jahr 2828,75 Mark, Wohnung Tag 1,10,
Jahr 401,50 Mk., Heizung Tag 0,40, Jahr 146 Mk. Die Heizung
bleibt bei allen drei Gruppen gleich. Jn Gruppe 2 vom Gewerbe
gehilfen bis zum Arbeiter: Beköſtigung Tag 7,25, Jahr 2646,25
Mark, Wohnung Tag 1, 365 Mk., in Gruppe 3 vom Dienſt-
boten bis zur Räherin: Be öſtigung Tag 5,25, Jahr 1916,25 Mk.,
Wohnung Tag 0,80, Jahr 292, Mk. Bei per Beköſtigung
iſt zu rechnen: für das erſte Frühſtück: 10 Proz., für das zweite
Frühſtück: 15 Proz., für Mittag: 40 Proz., Veſperbrot: 15 Proz.,
Abendbrot: 20 Proz. der vollen s ie Bewertung des
KohlenDeputats hat nach dem jeweiligen Handelsgroßpreis, ab
züglich 10 Prozent zu erfolgen. Getreide-, Hülſen- und Oelfrucht-
Deputate ſind zu den Preiſen zu bewerten, die der Arbeitgeber
beim Verkauf durchſchnittlich erzielen würde, abzüglich 10 Proz.
Kartoffeln ſind zu den Preiſen zu bewerten, die der Arbeitgeber
durchſchnittlich erzielen würde, abzüglich 25 Prozent. Für wei-
tere Berufsgruppen mit regelwid igen Verhältniſſen der Sach-
bezüge wird Einzelprüfung und Feſtſetzung vorbehalten. Mit dem
Jnkrafttreten dieſer Bekanntmachung wird die frühere Anord
nung über Feſtſetzung des Wertes der Sachbezüge vom 11. Juni
1920 aufgehoben.

Gerbſtedt. Aus dem Stadtparlament. Zur Be-
ratung ſtanden drei Anträge, die in die beſtehende Tagesordnung
mit eingeſchoben wurden. Zwei waren von unſeren Genoſſen ge-
ſtellt, einer von den Kommuniſten. Der erſte Antrag forderte dienan einer republikaniſchen Stadtfahne, der zweite die
Ueberweiſung von 500 Mark für die Oppauer Opfer und der dritte
(kommuniſtiſche) die Bereitſtellung von 300 Mark für die Hungern-
den in Rußland. An die Stelle des verſtorbenen deutſchnationalen
Stadtverordneten Wille wurde deſſen Nachfolger Dölz eingeführt
und in den Sparkaſſenvorſtand gewählt. Vom Jnternat. Bund der
Kriegsopfer lag ein Geſuch vor. den Kriegshinterbliebenen Geld
mittel zur Verbilligung der Kartoffelpreife zur Verfügung zu
ſtellen. Unſere Genoſſen erweiterten dieſen Antrag ſofort und be
antragten, auch den in unſerem Ort wohnenden notleidenden Berg-
invaliden, Witwen uſw. unter die Arme zu greifen. Es wurde
dann beſchloſſen, 15 000 Mark für dieſen Zweck auszuwerfen. Die
Verteilung ſollen Maziſtrat, Finanzkommiſſion und die Fürſorge
der Kriegsbeſchädigten vornehmen. Einem Geſuch der ſtädtiſchen
Arbeiter ihren Tagelohn von 9 auf 15 Mark zu erhöhen, wurde
ſtattgegeben. Nun kam unſer Antrag zur Beſchaffung einer Fahne
in den republikaniſchen Farben zur Beratung. Die beiden deutſch
nationalen Stadtverordneten ſtimmten, wie vorauszuſehen war, da
gegen, daß aber der demeokratiſchſeinwollende Stadtverordnete
Ohmer auch auf ſeinem Hoſenboden ſitzen blieb, fiel allgemein auf.
Was iſt auch von der Fraktion Drehſcheibe“ anders zu erwarten.
Unſer Antrag, nach Oppau 500 Mark zu ſenden, wurde einſtimmig
angenommen. Der Antrag. der hungernden Bevölkekung Rußlands
300 Mark zu ſpenden, wurde gegen die Stimmen der beiden deutſch
nationalen Herren und des Demokraten angenommen. Der Vor-
ſchlag unſererſeits, das Geld durch Vermittelung des Jnternatio-
nalen Gewerkſchaftsbundes in Amſterdam zu überweiſen, ſchien den
Kommuniſten nicht recht in den Kram zu paſſen, doch um den ganzen
Antrag nicht zu gefährden. ſtimmten ſie ſchließlich mit ſüßſaurer
Miene zu. Dann folgte geſchloſſene Sitzung.

Sanrerhanuſen. Stadtagrariſcher Eigennutz. Auch
unſere Stadtagrarier ſtehen wie anderwärts auf hoher Warte,
des Geldverdienens nämlich: Trotzdem wir unſere Flur in
der ſog. „Goldenen Aue“ zum großen Teil liegen haben, der
Bodenertrag alſo ein guter iſt, müſſen die „Alleinpatrioten“
wuchern aus dem ff. Nicht einmal unſere ſozialen Einrich-
tungen, das Krankenhaus und die Kinderbewahranſtalt konn-
ten von unſeren Landwirten Kartoffeln erhalten. Und der
Grund: Von dieſen Anſtalten konnte man doch nicht gut
60 und 70 Mark für den Zentner fordern, darum verſchob
man lieber ſeine Kartoffelvorräte nach auswärts, denn die
Agenten überboten ſich ja im Preiſe. Natürlich, mußte die
Stadt ſich nun an die Händler wenden, um die nötigen Vor-
räte hereinzubekommen, die per Zentner noch einen Ver
dienſt von 10 Mark einheimſten. Der Stadt aber koſtet dies
ein Stück Geld, wenn aber der Steuerzahler dann den Geld
beutel aufmachen muß, dann ſchreit die reaktionäre Meute:
daran hat die Revolution die Schuld und die Sozialdemo-
kratie!

Kelbra. Konzert. Wir ſind in unſerem kleinen Städtchen
gewöhnt, von guter edler Kunſt, ſei es Muſik oder Geſang, gemieden
zu ſein. Wa sin Kelbra zur Blüte gelanzt iſt, betrifft Kino und
r Läßt ſich ein Wirt mal von dem Beſtrebenleiten, der edlen Kunſt Tür und Tor zu öffnen, ſo wird das nicht
in genügender Weiſe unterſtützt. So konnten wir wieder dieſe
unerfreuliche Erſcheinung beobachten, bei dem Konzert, welches am
Sonnabend abend im Lindenhof vom Nordhäuſer Geſangsquartett
Liederhort veranſtaltet wurde. Das Programm enthielt eine An
zahl Kunſt- und Volkslieder, ſowie mehrere Solis für Tenor undSariton. Es waren Perlen aus dem Liederkranze, welche uns in
geſanglicher Beziehung geboten wurden. Der Zuſammenklang der
Stimmen inbezug auf Tonreinheit, gute Textausſprache, konnten
wir in dem Vortrage der Lieder „Die Abendglocken rufen von Abt
und „Mein Heimattal“ beobachten. Es würde zuweit führen, alle
Nummern des Programms zu erwähnen. Wir ſtellen feſt, daß das

Quartett die Höhen künſtleriſchen ffens mit Erfolg beſtiegen

hat. So war das Kongeri für die dem afehlten viele, was wir er e des le e
dauern.

Bitterfeld ODeligſeh.
Untersezirk Vitterfeld Delitzſch der Arbeiterjugend.

Am Sonntag, den 30. Okt., vormittags 10 Uhr, findet in
Bitterfeld (Jugendheim) eine r ſtatt. Jeder
Ortsverein kann 3. Vertreter entſenden. Die Tagesordnung
wird daſelbſt bekannt gegeben.

Bitterfeld. Mitgliederverſammlung der SPD
Genoſſe Griethe ſtellte den zahlreich erſchienenen Mitgliedern
unſeren neuen Parteiſekretär Genoſſen Kämpf vor und erteilte
dem Genoſſen Krüger, Merſeburg, das Wort zu ſeinem
Vortrag Bericht über den Parteitag in Görlit.“ Redner
zuerſt Stellung zur Frage der Koalitionsbildung. Es iſt i
beabſichtigt, zuerſt mit den zu koalieren.
weiſt die Anfrage an die USPD. Er erdrtterte wir
jetzt nicht mehr allein Kampf, ſondern zugleich auch Tätigkeits-
partei ſein müſſen. Er beleuchtete kritiſch die Mindeſtforde
und kam zu dem Ergebnis, daß, wenn die DVP. die ſe
gungen ſchluckt, wir keine Bedenken mehr zu haben brau
eine Koalition mit ihr einzugehen. Weiter gab er ſeine An
faſſung über den Görlitzer Programmentwurf zum beſten. Wäh-
rend das Erfurter Programm ein Kampfprogramm geweſen r
ſoll der neue Entwurf die Aufgabe haben, daß wir Stück für
Stück unſerer Ziele wirklich in die Tat umſetzen. An der Wühl
akbeit im Reichswirtſchaftsminiſterium zeigte Redner, daß wir
keine Negationspolitikt mehr treiben dürſen. Er vries die Vor
teile des neuen Programms gegenüber dem alten, betonte aber
auch die Notwendigkeit eines Ausführungs- bezw. Ergänzungs
programms. Weiter ſtreifte er die Wirtſchaftspolitik, Rechts
pflege, Kultur- und Schulpolitik. Jn der Wirtſchaftspolitik wollen
wir vergeſellſchaften. An dem Beiſpiel, betr. die großen ie

Bauermeiſter, zeigte er, wie ſchädlich die pripatrechtliche
Auffaſſung der Richter iſt. Die Erziehung der breiten Volks
maſſen zur Rechtsauffaſſung muß einſetzen. Weiter zeigte gr.
daß es notwendig iſt, an Stelle des Vergewaltigungsſtrafrechts
das Erziehungsſtrafrecht zu ſetzen. Zum Schluß forderte er, daß
es Pflicht jedes Einzelnen ſein muß, Leben ins Programm zu
bringen, es als Fundg:rube zu betrachten und als Waffe. Jn der
ſich anſchließenden Diskuſſion legte Genoſſe Käm pf die Stellung
der Partei zum Berufsbeamtentum klar. Genoſſe Zurhole
bedauerte, daß ſo viele alte Gewerkſchaftler immer noch au ſehr
nur von den handtätigen Genoſſen ſprechen, während
unſerer Partei jetzt weite Schichten von Beamten und Ange
ten gehören, die noch einen viel Awereren Exiſtenzkampf zu be
ſtehen haben als viele Handarbeiter. Das Berufsbeamtentum
wird bleiben müſſen. Genoſſe Blum erwartet, daß e die
USPD. endlich von ihrem böswilligen Standnunkte entfernen
wird. Genoſſe Lebbin erläuterte Begriff Hand und
Kopfarbeiter und bat letztere, etwas Empfindlichkeit abazuſtreifen.
Genoſſe Krüger gab noch einmal ſeine Auffaſſung über Stinnes
bekannt. Wenn der Wunſch laut wird, daß die Abgeordneten
für ihre Beamten eintreten ſollen, ſo iſt das von ſeiner n
wohl zu erwarten. Delius aber z. B. tritt nur dann für ſie ein,
wenn er ſelbſt etwas dabei für ſich erreichen kann. Das Be
amtenvorrecht, die lebenslängliche Anſtellung, dürfte ſich kein Pe
amter mehr gefallen laſſen. Es beſteht nur in einem einſeitigen
Vertrag mit dem Staate. Die alten Geheimräte und ren
Vorgeſetzten fühlen ſich ſchon wieder ſtark als Obrigkeitsſtagtler.
Darum, Beamte, fühlt euch mehr als Republikagner! 2. Kaſ
enbericht. Dieſen gab Genoſſe Wagner. Jhm wu:
ntlaſtung erteilt. 3. Verſchiedenes. Die Revalutions

feier wurde beſprochen. Zur Vorſitzenden der zu gründenden
Frauengruppe wurde die Genoſſfin Wagner gewählt.

Zörbig. Beamtenverſammlung. Am Sonntag hielt
der Beamtenverein für Zörbig und Umgegend und das Hrits
kartell Zörbig des Deutſchen Beamtenbundes im Weißen Roß
hier eine Mitgliederverſammlung ab, die recht Be
ſuch zeigte, ein Beweis, wie wenig ne immer der gewerk
ſchaftliche Gedanke in die große Menge dar Beamtenſchaft
zu dringen vermocht hat. Den Hauptpunkt der Tageßord
nung bildete der Bericht des Ortskartell- Delegierten üög die
Tagung des Provinzkartells Sachſen des D. B. B. am 15./18.
ds. Mts. in Magdeburg. Die vielleicht von vielen Seiten er
warteten beſtimmten Erklärungen über eine in Uugſicht
ſtehende Ortsklaſſenhöherſtufung konnte dieſer Bericht nicht
bringen, da die Verhandlungen zwiſchen Beamterwertretern
und Regierung noch ſchweben und der endgültige Regierungs
entwurf des neuen Ortsklaſſenverzeichniſſes erſt Ende des
Monats erwartet werden kann. Um ſo eindringlicher aber
wurde mit Rückſicht auf die außerordentlich ſchwi Lage der
Beamtenvertreter der Regierung gegenüber die Mahnung zur
Einigkeit und gewerkſchaftlichen Geſchloſſenheit der Beamten
ſchaft erhoben, da ſonſt eine gerechte Löſung der Landbeam
tenfrage niemals erreicht werden kann.

Mäagdeburg. Dreiſte reaktionäre Provg
kation auf der Rennbahn. Beim Reitturnier
Herrenkrug lief am Sonntag auch ein Viererzug von Acker
ferden mit den Namen „Herzengel“, „He rzHerzgauner“. Der Obe rieb vrhetg
ump“ und

Sachſen, Hörfing, der zuſammen mit dem Regierungs
denten auf der Rennbahn erſchienen war, erblickte
eine Verhöhnung des verſtorbenen Miniſters er
und eine leid gung der Fei und verlleß als
Proteſt gegen das Verhalten ennvereins zuſammen
mit dem erungspräſidenten die Rennbahn.
dürfte noch ein ſpiel haben.

éport und Körperpfege.

T.eV. „Die Naturfreunde“. Dienstag: Muſikgruppe fällt
aus. Mittwoch, abends 7 Uhr, im Gewerkſchaftshaus,
Zimmer 14: Arbeitsgemeinſchaft. Sonntag: Tageswande-
rung nach den Spitzbergen. Ab früh 7 Uhr vom Riebeckplatz.

„rSSW

Bedenke, wohin er führt, beror Du Deinen Weg gehlt.
Werde ſofort Mitglied des

Allgem. Konſum Vereins für Halle und Umgegend
Sämtl. 34 Verkaufsſtellen nehmen Anmeldungen ent
Umſatz 1920/21 20 Millionen. Mitgliederzahl

m dVerantwortli für den redaktionellen Teil Kart Garde für
den r Wilhelm Herzig, beide in Halle

Amtliche Wlanntmatungen für Clzleben.

e Obſtverkaul.
bſtverk den 27. Oktoberds. 1 rig F. en Nr.1501--5500.e den 25. Oktober 1021. Dex Magiſtrat.
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